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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

seit 100 Jahren gibt es nun die SPD-
Fraktion im Kasseler Rathaus. Wenn man
diese Geschichte ehrenamtlicher Kommu-
nalpolitik betrachtet, dann fällt auf, unter
welch unterschiedlichen Bedingungen
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten in Kassel Politik gestaltet haben. Vom
Kaiserreich, dem Ersten Weltkrieg, über
die Zeit der Revolution 1918/1919, die
Zeit der Weimarer Republik, die Nazi-
Herrschaft, vom Aufbau nach 1945 und
der Entwicklung der bundesrepublikani-
schen Demokratie, über die 68er-
Bewegung, Terrorismus, Wirtschaftskrise,
wachsendem ökologischen Bewusstsein
bis zur weltweiten Verunsicherung durch
die aktuelle internationale Immobilien-
und Finanzmarktkrise.

Aus den Reihen der Kasseler SPD-
Fraktion sind wichtige und prägende
Politiker hervorgegangen, die weit über
die Grenzen der Stadt hinaus wirkten:
Holger Börner, Hans Eichel, Philipp Schei-
demann, Dr. Elisabeth Selbert, Dr. h.c.
Georg August Zinn sind Namen, die mir
dabei sofort einfallen.

Der Blick auf die Geschichte der SPD-
Fraktion bietet die Möglichkeit, inne zu
halten, Bilanz zu ziehen und den ehema-
ligen und derzeitigen SPD-Fraktionsmit-
gliedern zu danken für die vielen Stunden
und die Energie, die sie in die Arbeit der
Fraktion und die Kommunalpolitik inve-
stieren - im Interesse unserer Stadt und
der Demokratie in unserem Land, deren
Basis die Kommunalpolitik ist.

Vor einigen Tagen hatte ich das Glück,
die 95-jährige Tochter von Richard 

Hauschildt, meinem Vorgänger im Amt
des Fraktionsvorsitzenden von 1919-
1924, in Wiesbaden zu treffen. Es war ein
bewegender Moment. Sie hat in der
Nachkriegszeit acht Jahre für die
"Kasseler Zeitung" geschrieben, bevor sie
nach Wiesbaden zog. Wir haben über
Dinge gesprochen, die hier nur in einem
kleinen Ausschnitt berichtet werden. Hier
wird Geschichte, aber auch Politik,
lebendig und gewinnt auch für das
eigene politische Handeln eine neue
Blickrichtung.

Ich wünsche Ihnen, dass Sie durch die
Lektüre dieser Broschüre ähnliche
Momente erleben werden. Mit einem
Streifzug durch die 100-jährige
Geschichte meiner Fraktion wollen wir
zeigen, was es bedeutet, Mitglied der
SPD-Fraktion in Kassel zu sein und sich
ehrenamtlich in der Kommunalpolitik
unserer Heimatstadt zu engagieren. 

Ihr Fraktionsvorsitzender
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Die politischen Parteien und vor
allem ihre Fraktionen in den Parlamen-
ten, den Kreistagen, Stadtverordne-
tenversammlungen und Gemeindever-
tretungen haben die Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland nachhal-
tig geprägt. Deshalb ist das Jubiläum
der SPD-Fraktion in der Kasseler
Stadtverordnetenversammlung nicht
nur eine parteiinterne Angelegenheit,
sondern betrifft die ganze Stadt. Und
so freue ich mich, nun als einfacher
Kasseler Bürger, herzliche Glückwün-
sche zum 100jährigen Gründungsjubi-
läum der SPD-Fraktion in der Stadtve-
rordnetenversammlung der Stadt
Kassel übermitteln zu können. Ich tue
dies umso lieber, weil ich selbst fünf
Jahre ihr Vorsitzender war und dann
noch über 15 Jahre als Oberbürger-
meister auf das Engste mit ihr
zusammengearbeitet habe, ganz
selten mal im Streit, ganz überwie-
gend in voller Übereinstimmung.

Die SPD-Stadtverordnetenfraktion
hat eine wechselvolle Geschichte
erlebt, mit einer Reihe großer Erfolge
und auch - wie das in der Politik so ist
- mit manchen Rückschlägen. Sie hat
den Wiederaufbau der Stadt nach
dem Zweiten Weltkrieg und die Ent-
wicklung zu einer stabilen Demokratie
entscheidend mitgetragen. Sie hat
herausragende Persönlichkeiten her-
vorgebracht, die aus unserem politi-
schen Leben nicht wegzudenken sind:
Ob Philipp Scheidemann, Elisabeth
Selbert, Karl Branner oder Holger
Börner. Sie alle haben nicht nur die
Entwicklung Kassels, sondern auch
die Geschichte Deutschlands geprägt.

Neben diesen Prominenten haben
ebenso die vielen öffentlich weniger
bekannten Mitglieder der SPD-Stadt-
verordnetenfraktion, die oft ihre
ganze Freizeit opfern, einen ganz
wesentlichen Anteil an dieser erfol-
greichen Arbeit. Diejenigen, die an
der Basis oder im Hintergrund
arbeiten, nimmt man nicht so wahr -
doch ohne sie geht es nicht. Und
deshalb gelten bei einem Jubiläum
der Dank und die Anerkennung nicht
nur den Frauen und Männern an der
Spitze, sondern auch den vielen Mit-
gliedern, die mit ihrem Einsatz die
Fraktionsarbeit tragen, an die Bürge-
rinnen und Bürger vermitteln und
deren Sichtweisen mit ins Rathaus
bringen. Die Parlamente und kommu-
nalen Vertretungen haben im politi-
schen Leben der vergangenen 100
Jahre ein immer größeres Gewicht
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Im März 1919 wurde auch in Kassel
endlich eine vom ganzen Volk (ab dem
20. Lebensjahr) bestimmte Stadtver-
ordnetenversammlung gewählt, und
zwar unabhängig vom sozialen Status.
37 Abgeordnete der SPD zogen in das
Stadtparlament ein.

Noch 1909 sagte Philipp Scheide-
mann anlässlich des neuen Rathaus-
baus:

"Kasseler Dreiklassenhus!
Was hod das for`n Sinn?
De armen Luder bliewen drus,
De Reichen kommen nin!"

1909 waren gerade mal sieben
Abgeordnete der Stadtverordnetenver-
sammlung Sozialdemokraten. Der
damalige Abgeordnete Scheidemann
wusste nur all zu gut, wie wenig die
kleine Anzahl an Sozialdemokraten im
Rathaus ausrichten konnte.

Das preußische Dreiklassenwahl-
recht sorgte dafür, dass die reichen
Einwohner Kassels, eine Minderheit
(5%) im Vergleich zu den kleinen
Leuten der Stadt (ca. 83%), die erste
Klasse der Wähler bildete. Die zweite
Klasse der Wähler (12% der Bevölke-
rung) bestand hauptsächlich aus Kauf-
leuten, Handwerkern und Privatmän-
nern. Alle diese waren der SPD nicht
gut gesinnt.

Nun ging es für die dritte Klasse der
Wähler darum, eine neue Wahlordnung

durchzusetzen und für diese zu
kämpfen.

Aufgrund ihrer geringen Anzahl in
der Versammlung war die SPD nicht in
der Lage, Beschlüsse der Mehrheit zu
stoppen. Sie mussten mit ansehen, wie
die Straßenbahnkonzession auf 60
Jahre an Private vergeben wurde. In
der Sozialpolitik konnten sie nur gegen
die rückständigen Beschlüsse stimmen.
Für die Arbeitslosen geschah so gut wie
nichts über das hinaus, was an Armen-
unterstützung geleistet werden
musste. Auch die Forderung, bei der
Vergabe städtischer Aufträge einheimi-
sche Arbeiter zu bevorzugen, wurde
abgelehnt. Ein Antrag nach dem
anderen der SPD-Fraktion wurde von
der ersten und zweiten Klasse nieder-
geschmettert.

Die Wahlordnung und daraus
folgende Missstände veranlassten die
SPD-Stadtverordneten, sich kritisch
über das neue Rathaus zu äußern, wie
durch das Zitat von Philipp Scheide-
mann verdeutlicht. Im Kasseler Volks-
blatt, der Zeitung der Kasseler Sozial-
demokraten, stand zur Rathauseinwei-
hung am 9. Juni zu lesen:

"Wir sind also zu einem neuen
Rathause gekommen, ein stattliches
Gebäude fürwahr. Und wenn man das
stolze Mauerwerk dastehen sieht, so
sollte man es nicht für möglich halten,
daß die alte Moderluft, die in den bishe-
rigen Verwaltungsräumen der Stadt so
unangenehm aufgefallen ist, auch mit
in den Neubau hineingenommen
werden soll.

Vor und während des Ersten
Weltkrieges (1909-1918)

erhalten, dadurch haben sich auch
die darin vertretenen politischen
Gruppierungen stark gewandelt.
Vertraten sie im 19. Jahrhundert nur
eine - meist wohlhabende - Wähler-
schaft, so repräsentieren sie in der
Demokratie alle Schichten der Bevöl-
kerung, einschließlich der Zuwande-
rer aus anderen Staaten der Europäi-
schen Union. Zwar hat jede Partei
immer noch ihre Schwerpunkte und
ihre besondere Ausrichtung, doch alle

haben auch immer das Ganze im
Blick. Dieser Wandlung hat sich auch
die Kasseler SPD-Fraktion unterwor-
fen. Auf diese Entwicklung und auf
die Erfolge ihrer Arbeit darf sie
wahrlich stolz sein. 

Sie hat ein gutes Fundament für
die nächsten hundert Jahre geschaf-
fen, für neue Herausforderungen und
neue Antworten!

Hans Eichel
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abgegeben worden ist. Die ‚vaterlands-
losen Gesellen' werden ihre Pflicht
erfüllen und sich darin von den
‚Patrioten' in keiner Weise übertreffen
lassen."Die hier im Kasseler Volksblatt
dokumentierte Einstellung war nicht
nur die Meinung der Kasseler SPD,
sondern auch ihrer Mandatsträger.
Diese Haltung im Zusammenhang mit
dem Ausbruch des 1. Weltkrieges
führte  erstmals dazu, dass die Position
der SPD honoriert wurde. Die Militärbe-
hörden, das stellvertretende General-
kommando XI. Armeekorps, bemühten
sich, bei der Handhabung des Belage-
rungszustands Konfrontationen zu
vermeiden. Die SPD und die Gewerk-
schaften sollten nicht verboten werden.
Vielmehr sollte eine verständnisvolle
Annäherung mit den Parteien Konflikte
und Gegenmaßnahmen von vornherein
ausschließen. Dieser Burgfrieden
brachte den Sozialdemokraten zwei
weitere Mandate: Richard Hauschildt
und Georg Thöne wurden für die dritte
Klasse der Nichthausbesitzer durch die
SPD als Kandidaten aufgestellt.

Mit Ende des Krieges 1918 und dem
Zusammenbruch des Deutschen Reichs
wurde eine mäßigende Rolle der
Kasseler Volksvertreter im Rathaus im
besonderen Maße festgestellt. Es
waren die Funktionäre und Mandatsträ-
ger der Kasseler SPD, die sich bei
Ausbruch der Revolution im November
1918 sofort an die Spitze der Arbeiter-
und Soldatenräte stellten. Schon
während des sogenannten Burgfrie-
dens hatten sie gelernt, Führungsauf-
gaben zu übernehmen, so dass die
neue Rolle für sie selbstverständlich

wurde. So fiel es auch nicht schwer, im
neuen Stadtparlament, nach der Wahl
vom 7. März 1919, genug sozialdemo-
kratische Parlamentarier zu finden, die
die Arbeit als Stadträte aufnahmen. So
übernahmen die bereits 1909 im
Gemeinderat vertretenen Heinrich
Huhn und August Jordan und weitere
sozialdemokratische Stadtverordnete,
wie Georg Häring und Albert Grzesinski
Ämter als Stadträte bzw. Stadtverord-
netenvorsteher. Der Wunsch des
Kasseler Volksblattes im Jahre 1909
wurde zehn Jahre später Wirklichkeit:

"Wir hoffen und wünschen, dass
unsere Vaterstadt sich kräftig weiter-
entwickeln möge. Was die sozialdemo-
kratische Stadtverordnetenfraktion tun
kann, um eine solche Entwicklung zu
fördern, wird sie tun, unbekümmert um
das oft ganz unverständliche Nieder-
stimmen ihrer aus bester Absicht und in
ehrlicher und unerschütterlicher Über-
zeugung gegebenen Anregungen.

Die sozialdemokratische Politik ist
eine einheitliche, nach großen
Gesichtspunkten geleitete - wie im
Reich, so im Staat und in den
Gemeinden. Nicht eines Fürsten Wille,
sondern des Volkes Wohl ist ihr
höchstes Gut!"

Aber mit dieser Tatsache müssen wir
uns schon für Jahre hinaus noch
abfinden. Leider! So notwendig Raum
für die Stadtverwaltung geschaffen
werden mußte, umso dringender noch
wäre erforderlich gewesen neuer Geist!

Das Wahlrecht zur Stadtverordne-
tenversammlung ist noch viel schlech-
ter als das Preußenwahlrecht, das
Bismarck als das erbärmlichste
bezeichnet hat. Zu der Drittelung der
Wähler nach dem Geldbeutelgehalt
kommt noch für jede Klasse das Haus-
besitzerprivileg hinzu, gegen das
erfreulicherweise gerade ein früherer
Kasseler Oberbürgermeister treffende
Worte gefunden hat […]

Auf Grund dieses abscheulichen
Wahlsystems ist die Gemeindevertre-
tung eine vollkommen abseitige.
Dutzende wohlhabende Wähler
verfügen über die Ratsstubensessel,
Tausende der weniger bemittelten
Bürger müssen nach hartem Kampf
sich mit wenigen Sitzen begnügen […]

Es ist unsere Pflicht, bei jeder sich
bietenden Gelegenheit im Interesse der
vielen Tausenden, die wir zu vertreten

haben, auf solche Mißstände hinzuwei-
sen. - Heute tun wir es nicht mit beson-
derer Freude. Wir hätten lieber
gesehen, wenn die ganze Stadt
freudigen Anteil an der Weihe des
neuen Hauses hätte nehmen können.
Davon aber kann keine Rede sein,
solange den großen Massen Faust-
schläge versetzt werden von städti-
schen Beamten, deren Macht sich auf
kleine Einwohnerkreise stützt, deren
Gehälter aber von der ganzen Einwoh-
nerschaft bezahlt werden müssen."

Der Grund für diese bitteren Worte
zur Einweihung des neuen Rathauses
aus Sicht der SPD-Stadtverordneten
und dem Kasseler Volksblatt liegt also
in der Wahlordnung, dem Dreiklassen-
wahlrecht, und den daraus folgenden
Missständen. Dabei war die Parteilinie
der Kasseler SPD sowie deren Gemein-
devertreter schon seit Gründung des
"Allgemeinen Deutschen Arbeiterver-
eins" am 18. März 1867, die als Voror-
ganisation der SPD gilt, immer eine
gemäßigte. Um so unverständlicher
erscheint die totale Konfrontation
gegenüber den sozialdemokratischen
Mandatsträgern im Kasseler Rathaus
1909. Dies gilt umso mehr fünf Jahre
später, als die sozialdemokratische
Fraktion bewiesen hatte, dass ihre
gemäßigte Haltung keine Eintagsfliege
oder taktische Maßnahme war. Am 1.
August 1914, als das Deutsche Reich
Russland den Krieg erklärte, war im
Kasseler Volksblatt unter dem Titel
"Sein oder Nichtsein" zu lesen: "Wenn
die verhängnisvolle Stunde schlägt,
werden die Arbeiter das Wort einlösen,
das von ihren Vertretern für sie

Stadtverordnete 1909, noch im alten Rathaus.
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Der Einfluss der Arbeiter- und Solda-
tenräte bestimmte 1918 wesentlich die
Kommunalpolitik in Kassel mit. Die
sozialdemokratischen Stadtverordne-
ten - ihre Zahl war wegen des Dreiklas-
senwahlrechts sehr gering - sind an
führender Stelle beteiligt, wie Richard
Hauschildt, Georg Thöne und Albert
Grzesinski.

Von den 160.000 Einwohnern, die
Kassel Ende 1918 etwa hatte, waren
rund 16.000 Militärpersonen. Von
Kassel aus wurde unter Hindenburg die
Demobilisierung des Heeres organi-
siert. Der völlige Zusammenbruch der
Wirtschaft - die erst im Krieg gegrün-
dete Munitionsfabrik hatte 12.000 Mit-
arbeiter und wurde stillgelegt,
Henschel und andere Betriebe waren
ohne Arbeit - sowie die Lebensmittel-
versorgung stellte die Verantwortlichen
vor große Probleme. Eine Stadtwehr
übernahm den Wachdienst, um
Diebstahl und Plünderungen insbeson-
dere bei den noch nicht aufgeteilten
großen Heeresbeständen an Material
und Verpflegung zu verhindern. Die
Stadtwehr wurde im Juni 1919 der
Stadtverwaltung unterstellt und 1921
aufgelöst. Sie unterstand dem
Arbeiter- und Soldatenrat, der auch
Presse- und Nachrichtenwesen, Schul-
fragen, Fragen der städtischen Verwal-
tung und andere kommunale Angele-
genheiten regelte.Es ist dem besonne-
nen Verhalten der SPD-Stadtverordne-
ten zu verdanken, dass größere Aus-
einandersetzungen in der Stadt

vermieden werden konnten. Hierzu ein
Auszug aus einer Abhandlung über
jene Zeit von Herbert Pinno über die
Stadtverordnetensitzung am 8.
November 1918:

"Für die SPD betonte der Stadtver-
ordnete Georg Thöne, gleichzeitig
Bezirksvorsitzender und Reichstagsab-
geordneter, dass die Sozialdemokratie
gewillt sei, im Rahmen der Gesetzlich-
keit und ohne Gewalt ihre Forderungen
durchzusetzen.' Weiter erklärte er ‚im
Namen' der Arbeiterschaft: ‚Die jetzige
Aus- und Aufstandsbewegung ist eine
Folge der unaufrichtigen Politik, wie sie
sowohl von der zivilen wie auch von
der militärischen Leitung des
deutschen Reiches während dieses
Krieges bis in die jüngste Zeit
betrieben worden ist.' Er verurteilt
jedoch jegliche putschistische Taktik
und unterstrich die Bereitschaft, das
Wirtschaftsleben und die Lebensmittel-
versorgung sichern zu helfen. Die
abschließende Erklärung nahm das
gesamte Plenum mit Beifall auf: ‚Wir
haben zu der Kasseler Arbeiterschaft
das Vertrauen, daß sie fernhin in voller
Disziplin verharren wird und nichts
unternimmt, wodurch sie sich selbst
schädigen könnte, so daß wir nicht
glauben, daß infolge von Handlungen
der Kasseler Arbeiterschaft irgendeine
der vom Herrn Oberbürgermeister
gehegten Befürchtungen eintreten
wird.'"

Die erste Kommunalwahl nach dem
neuen Wahlrecht, das allen Bürgerin-
nen und Bürgern gleiches Wahlrecht
garantiert, brachte am 2. März 1919
der SPD die absolute Mehrheit:

Sozialdemokraten 37 Sitze
DDP 20 Sitze
DNP 9 Sitze
Christliche Volkspartei 3 Sitze
Deutsche Volkspartei 2 Sitze
Bodenreformer 1 Sitz

Stadtverordnetenvorsteher wurde
Albert Grzesinski. Zum ersten Mal
waren zwei Frauen unter unseren
Abgeordneten: Minna Bernst und
Amalie Wündisch. Außerdem so

bekannte Sozialdemokraten wie Georg
Häring, der spätere Landeshauptmann
und von 1945 bis 1946 Landwirt-
schaftsminister in Hessen; Paul Haupt,
Betriebsratsvorsitzender bei Henschel;
Richard Hauschildt, Redakteur des
Kasseler Volksblattes und Christian
Wittrock, nach 1945 Mitbegründer der
SPD in Kassel. Als Beispiel für die Arbeit
in der Stadtverordnetenversammlung
hier ein Abdruck aus dem Kasseler
Tageblatt vom 24. August 1920:

10 11

Nach dem ersten Weltkrieg
(1918-1933)



13

vom Wohnungsamt auf Grund sach-
licher Berechnung vorgeschlagene
Beschaffung von 5000 Wohnungen mit
auf mehrere Jahre verteilte Bauzeit
notwendig erachtet wurde. Dieses
Bauprogramm ist bis heute im wesent-
lichen durchgeführt worden, und ist es
hier vor allen Dingen Genosse Sautter
gewesen, der die entsprechenden
Anregungen gab und sich sehr stark
für das Bauprogramm einsetzte. Wir
greifen nur einige heraus: Umbau
Aktienbrauerei und Fasanenhof.
Neubauten Fasanenhof-Siedlung,
Rothenberg, Forst, Fiedlerstraße, Her-
wigsmühlenweg, Franzgraben, Ostring
und andere mehr. Auch die Neubauten
der Genossenschaften wurden durch
die Fraktion auf das beste gefördert.
Durch den gemeinsamen Bau der
Stadt und der Genossenschaften ist
das vorgeschlagene Bauprogramm in
den letzten Jahren im wesentlichen
erreicht worden, trotzdem ist die Woh-
nungsnot noch nicht behoben. Neben
den Wohnungsbauten liefen, um den
Erwerbslosen abwechselnd wenig-
stens auf einige Zeit Arbeit zu ver-
schaffen, die Notstandsarbeiten, für
die ebenfalls in den letzten Jahren
mehrere Millionen Mark aufgewendet
wurden."

Die letzte ordnungsgemäße Wahl
zur Stadtverordnetenversammlung vor
1933 bringt am 17. November 1929
folgendes Ergebnis:
SPD 21 Sitze.
DNV 8 Sitze
DVP 8 Sitze
NSDAP 4 Sitze
Dt. Staatspartei 3 Sitze

KPD 3 Sitze
Christlicher Volksdienst 3 Sitze
Reichspartei des Mittelstandes 3 Sitze
Zentrums-Partei 2 Sitze
Kommunistische Opposition 1 Sitz

Einer der 21 sozialdemokratischen
Stadtverordneten ist Georg August
Zinn, nach 1945 Hessischer Minister-
präsident. Alle sind im Kasseler Adress-
buch von 1931 wie folgt aufgeführt:

Die Sitzungen dieser Stadtverordne-
tenversammlungen waren geprägt von
den Auswirkungen, die die schwieriger
werdende wirtschaftliche Lage für die
Stadt und insbesondere für die arbei-
tende Bevölkerung mit sich brachte.
Am 26. Januar 1932 begründete der
SPD-Stadtverordnete Willi Goethe eine
Anfrage über die Stilllegung der Loko-
motivfabrik Henschel. Den letzten
Punkt der Tagesordnung bildete eine
Anfrage der SPD-Fraktion, was der
Magistrat zu tun gedenke, um die Villa
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Bereits bei der Wahl vom 4. Mai 1924
verloren die Sozialdemokraten die
absolute Mehrheit. Das Ergebnis:

SPD 19 Sitze
DNVP 12 Sitze
DVP 9 Sitze
DDP 5 Sitze
NSFP 4 Sitze
KP 3 Sitze
Zentrums-Partei 2 Sitze

Diese Entwicklung wurde in einem
Bericht der SPD-Rathausfraktion vom
Fraktionsvorsitzenden Fritz Brauners-
reuther und Parteisekretär Rudolf
Freidhof wie folgt geschildert:

"Im Mai 1924 wurde die jetzige
Stadtverordnetenversammlung ge-
wählt. Die Wahlparole der vereinten
Rechten lautete: Die sozialdemokrati-
sche Mißwirtschaft muss vom Rathaus
verschwinden. In der vorigen Stadtve-
rordnetenversammlung hatte die Sozi-
aldemokratische Partei die Mehrheit
der Sitze. Ein großer Teil der Wählerin-
nen und Wähler ließ sich verblüffen
und das Ergebnis zeigt, daß die Partei
von 55 Sitzen nur 19 erhielt. Der Jubel
in den Reihen der Vereinten Rechten
war groß, die sozialdemokratische
Mehrheit war gefallen, eine bürgerliche
Mehrheit vorhanden. Die angebliche
Mißwirtschaft der SPD stellte sich sehr
bald als ein Erfolg sozialdemokrati-
scher Kommunalpolitik heraus, denn
diese Mißwirtschaft hinterließ einen
Überschuß von zirka 1 ¼ Millionen
Mark. Die 'Vereinte Rechte' hatte
zunächst ihre ganze Kraft auf den
Abbau konzentriert, dabei aber

vergessen, andere wichtige Aufgaben
durchzuführen. Die Abbau-Epoche wird
ja den Mitgliedern noch in Erinnerung
sein, der Raummangel gestattet es
nicht, des näheren darauf einzugehen.
Selbst ein bürgerlicher Stadtverordne-
ter mußte damals erklären: Er hätte
lieber in der Finanzkommission in sach-
licher Weise für die städtische Verwal-
tung gearbeitet, statt mit dem von der
Rechten heraufbeschworenen Abbaur-
ummel die Zeit zu vertrödeln. Bereits
nach einigen Monaten mußte der
damalige Finanzdezernent erklären,
daß ein ziemlich hoher Fehlbetrag
vorhanden sei und auch der jetzige
Finanzdezernent mußte zur Deckung
eines Fehlbetrages von 2 ½ Millionen
Mark einen Nachtragsetat einbringen,
der von derselben bürgerlichen
Mehrheit abgelehnt wurde. Die sozial-
demokratische Fraktion hat trotzdem
versucht, eine Kommunalpolitik zu
treiben, die in erster Linie der werktä-
tigen Bevölkerung zugute kam. Eine
der wichtigsten Aufgaben war, den
Opfern der Wirtschaftskrise und der
Inflation zu helfen. Die Unterstützun-
gen mußten neu geregelt werden, da
durch die Inflation keine einheitlichen
Richtsätze mehr vorhanden waren.

Ein weiter wichtiges Gebiet war die
Wohnungsnachfrage. Nach einer
Denkschrift des früheren Magistrats-
rats Dr. Fey bestand Wohnungsmangel
in Kassel nicht. (Die Zahl der Woh-
nungsuchenden betrug damals 9420.)
Auf eine Anfrage der sozialdemokrati-
schen Fraktion gab der Magistrat in
der Stadtverordneten-Versammlung
einen Beschluß bekannt, wonach die



Die Machtergreifung Hitlers und
seine Ernennung zum Reichskanzler am
30. Januar 1933, besiegelten das Ende
der Demokratie und den Anfang einer
bis 1945 dauernden Unterdrückungs-
herrschaft. Die "nötigen Maßnahmen"
zur Verwirklichung einer national-sozia-
listischen Diktatur waren auch in Kassel
zu spüren. Eine Welle aus Terror und
Gewalt erwartete vor allem diejenigen,
die sich zeitlebens für Demokratie,
Freiheit und Gerechtigkeit einsetzten,
so auch die Kasseler SPD. Im Regie-
rungsbezirk wurden  "Regimegegner"
aus ihren Wohnungen, Häusern und
Arbeitsstätten geholt und anschließend
misshandelt. Oftmals schaffte man die
Gefangenen ins Untersuchungsgefäng-
nis in der Leipziger Straße (“die Elwe”)
oder ins Zuchthaus Wehlheiden.

In der Stadtverordnetenversammlung
1929 bis März 1933 behauptete sich die
Kasseler SPD als stärkste Partei, mit
35% der Stimmen, 19 Stadtverordneten
und dem Stadtverordnetenvorsteher
Friedrich Hofacker. Die NSDAP war
lediglich mit vier Sitzen in der Stadtver-
ordnetenversammlung vertreten,
angeführt von Roland Freisler. Der ver-
kündete eindringlich im Parlament, dass
alle Abgeordneten bei Machtübernahme
mit "brutaler Verfolgung, Verhaftung
und KZ" zu rechnen hätten.

Der Märzterror

Während des Märzterrors 1933
wurden erste dieser Drohungen wahr.
SPD-Stadtverordnete verschleppte man
in die "Bürgersäle", um sie dort
zusammen zu schlagen und zu miss-
handeln, unter ihnen Christian
Wittrock. Er bekam den Hass der neuen
Machthaber zu spüren, da er von den
Nazis als "Zuchthäusler" beschimpft
wurde, weil er ein Jahr in Wehlheiden
inhaftiert war.

In diesem Monat wird auch ein
Verbot des "Casseler Volksblatt" durch
Berufung auf die Reichstagsbrandver-
ordnung erlassen. Das Verlagsgebäude
wird besetzt, womit die SPD ihr wich-
tigstes Propagandainstrument verlor.
Im Verlagsgebäude lagerten noch
Pistolen des Reichsbanners. Das
Reichsbanner galt als überparteiliches
von den Sozialdemokraten dominieren-
des Bündnis, zum Schutz der Republik
in der Weimarer Zeit. Da die Waffen
nicht an die Nationalsozialisten fallen
sollten, verkleideten sich die Sozialde-
mokraten Georg August Zinn und sein
Freund Willi Goethe als Bauarbeiter
und schafften es, die Waffen in Schub-
karren unter alten Zementsäcken aus
dem Gebäude zu entfernen und in der
Fulda zu versenken. Das Verlagsge-
bäude wurde anschließend von den
Nationalsozialisten konfisziert und vom
NSDAP- Organ "Hessische Volkswacht"
übernommen. Anfang Mai 1933 wurden
die SPD-Büros von der Polizei in Kassel
geräumt und das Reichsbanner ver-
nichtet. 

Zwischen Widerstand 
und Resignation - die Stadt-

verordneten der Kasseler SPD
zwischen 1933 und 1945

Henschel am Weinberg zu erhalten
und sie eventuell sozialen Zwecken
dienstbar zu machen, statt sie abzurei-
ßen. Die Villa wurde abgerissen.

Die Debatten im Rathaus entwickel-
ten sich immer mehr zu Redeschlach-
ten mit Beschimpfungen aller Art, bei
denen sich der berüchtigte Roland
Freisler, im zweiten Weltkrieg
Präsident des Volksgerichtshofes,
besonders hervortat. Einen Eindruck
hiervon kann man aus dem Wortpro-
tokoll der Stadtverordnetensitzung
vom 11. Juli 1932 gewinnen.

Christian Wittrock, den die Nazis
regelmäßig als "Zuchthäusler"
bezeichneten, weil er 1924 ein Jahr in
Wehlheiden in Haft war, wurde im
März 1933 in den "Bürgersälen" miss-
handelt. Albert Grzesinski, Polizeiprä-
sident von Berlin und zeitweilig preu-
ßischer Innenminister, emigrierte
1933. Iwan Kutisker war 1927 ver-
storben. Ernst Heilmann, Vorsitzender
der SPD-Fraktion im Preußischen
Landtag, wurde in Konzentrationsla-
gern fürchterlich misshandelt. Er starb
1940 in Buchenwald.

Die sozialdemokratischen Stadtver-
ordneten wurden 1933 unter Miss-
handlungen aus dem Rathaus vertrie-
ben. Sie werden im Kasseler Adress-
buch von 1933 nicht mehr erwähnt.
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Vorsitzender: Herr Stadtv. Dr. Freisler,
sprechen Sie bitte zur Sache.

Stadtv. Dr. Freisler (fortfahrend): Als der
Stadtv. Wittrock vorher Adolf Hitler charakte-
risiert hat, erfolgte keine Unterbrechung von
Seiten des Stadtv.-Vorsthers. Nach der eigenen
Bekundung des Stadtv. Wittrock ist einen Tag
nach seiner Verurteilung von Berlin angerufen
worden, daß er nicht ins Zuchthaus gesteckt
werden soll. Ein solcher Mann, der solche
Beziehungen zu den Ministern dieses Systems
hat, kann als provozierend der werktätigen
Bevölkerung gegenüber wirken,

(Zwischenruf links.)

und der will hier von Korruption sprechen.
Die Sozialdemokratie will jetzt nach 14
Jahren unglaublichster Luderwirtschaft

(Lebhafte Zwischenrufe links.)

zum Nachteil des schaffenden Volkes
innerhalb von 14 Tagen die Volksstimmung
verfälschen.

(Große Unruhe links.)

Ausgerechnet diese Erscheinung des Korrup-
tionssumpfes …

(Zwischenruf links: Lauter, lauter reden!)

Ich rede so laut und so leise, wie es mir paßt.

(Zwischenruf links: Bitte noch lauter!)

Ihre Bitte bin ich bereit, zur Kenntnis zu
nehmen; denn ich weiß, in wenigen Monaten
werden manche Ihrer Großen darum bitten,
nicht auf den Galgen steigen zu müssen.

(Große Unruhe links.)

Dann werden Sie gerichtet, und zwar in
einem legalen Gerichtsverfahren. Ihre Herren
Kutisker, Heilmann, Grzesinski werden in
einem Gerichtsverfahren den Lohn für das,
was sie in den 14 Jahren getan haben,
erhalten.

Machtergreifung Hitlers und
deren Auswirkung auf Kassel 

Wortprotokoll StaVo 11.07.1932 ->



Georg August Zinn

Ein Beispiel ist der Stadtverordnete
Georg August Zinn.

Als Anwalt versuchte er, sich
weiterhin gegen das Nazi- Regime ein-
zusetzen.  Er verteidigte unter anderem
den Kasseler Bezirkssekretär Freidhof,
der wegen "Gräuelpropaganda"
angeklagt wurde, weil er auf Miss-
stände durch die Misshandlungen der
SA hingewiesen hatte. Freidhof hatte
alle Unterlagen der Partei für Kassel-
Stadt, sämtliche Mitgliedslisten, Kas-
senbücher und Briefe vernichtet. Zinn
ließ die in den Krankenhäuser
liegenden, durch die SA misshandelten
Bürger in ihren Betten fotografieren
und legte die Aufnahmen dem Staats-
anwalt vor, sodass das Verfahren gegen
Freidhof eingestellt wurde. 

Durch das in Kassel eingerichtete
"Sondergericht für politische Strafta-
ten" und einer daraus resultierenden
kurzzeitigen Inhaftierung, wurde er
allerdings an der Verteidigung seiner
Mandanten gehindert.

Im Juli 1933 gelangte Zinn mit einer
Gruppe führender Sozialdemokraten
unter dem Vorwurf, er gehöre zu den
"ehemaligen Freunden Philipp Scheide-
manns", in "Schutzhaft". Nach seiner
Freilassung musste er Hausdurchsu-
chungen seiner Anwaltspraxis über sich
ergehen lassen, außerdem wurde ihm
verboten als Verteidiger in politischen

Prozessen aufzutreten. Dies führte
zwar zu einem Rückgang seiner
Klienten, hinderte Zinn aber nicht
daran, sich weiterhin als Anwalt für
Juden und Zigeuner einzusetzen. 

"Von jeher ist die Freiheit das
höchste Gut der Menschen gewesen,
und die Besten haben sich und andere
für sie geopfert. Sollen wir da zurück-
stecken?" (Karl Zinn 1933)

Nachdem Zinns Bruder Karl, vom
Volksgerichtshof zu sieben Jahren
Zuchthaus, aufgrund von "Vorbereitung
zum Hochverrat" verklagt wurde, da er
der studentisch-sozialdemokratischen
Widerstandsgruppe "Roter Stoßtrupp"
angehörte, wurde es auch um Georg
August Zinn ruhiger. Er blieb zwar stets
unter der Beobachtung der Gestapo,
hielt sich aber vom aktiven Widerstand
fern. 1939 wurde er als Soldat für
Einsätze an der Ostfront und Frankreich
eingezogen und entging, nach dem
Attentat auf Hitler im Juli 1944 nur
knapp einer Verhaftungswelle, da er an
der Front nicht auffindbar war. Am
Ende des Krieges geriet er in amerika-
nische Gefangenschaft.

Das Schicksal von Christian
Wittrock und Willi Goethe 

Abgesehen von wenigen Ausnahmen
verfiel die Kasseler SPD in ein resignier-
tes Abwarten und ein Hoffen auf
baldige Beendigung der faschistischen
Herrschaft. Die unmittelbare
Bedrohung des eigenen Lebens und
das Fehlen einer Vorbereitung für einen
organisierten Widerstand hatten zur

Trotz der Versammlungsverbote und
Behinderungen aller Art wurde die
Kasseler SPD in den Kommunalwahlen
am 12. März 1933, (eine Woche nach
den Reichtagswahlen) hinter der
NSDAP zweitstärkste Partei, mit 28.3 %
der Stimmen. Von den 56 Kasseler
Stadtverordnetenmandaten gingen 16
an die Sozialdemokraten, darunter
Christan Wittrock, Rudolf Freidhof,
Georg August Zinn, Friedrich Hofacker
und Willi Goethe. 

Zu einer Ausübung ihrer Mandate
und den ihnen zustehenden Sitzen in
der Stadtverordnetenversammlung,
sollte es nicht mehr kommen. Ein
Großteil der sozialdemokratischen
Stadtparlamentarier wurde bereits
durch Inschutzhaftnahme, Einschüch-
terungsversuche oder durch Gewalt an
der Ausübung ihrer Mandate gehindert.
Ziel der Nazis war es, sämtliche demo-
kratische Gruppierungen zu zerschla-
gen, oder mit ihrer Ideologie zu unter-
wandern. Erste "Säuberungen" der
Ämter und Behörden fanden statt
sowie das Hissen der Hakenkreuzflagge
zur Machtdemonstration. Das Karlsho-
spital wurde zur "Schutzhaftstelle"
erklärt, im Zuchthaus Wehlheiden
entstand eine Sonderabteilung für poli-
tische Gefangene und das Kloster
Breitenau wurde zum Konzentrationsla-
ger umfunktioniert.

Aufgrund der zahlreichen Attacken
war es den sozialdemokratischen Par-
teimitgliedern nicht mehr möglich, als
Fraktion in der Stadtverordnetenver-
sammlung aufzutreten. 

Die Siegesfeier der NSDAP und erste
Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung fand nicht wie gewohnt im Sit-
zungssaal der Stadtverordneten im
Rathaus statt, sondern im großen Saal
der Stadthalle, von der die SPD aus
Protest demonstrativ fern blieb. Ohne
Diskussion wurde dem SPD-Stadtver-
ordneten Christian Wittrock sein
Mandat aberkannt. Freisler äußerte sich
verachtend über die Abwesenheit der
SPD, obwohl ihm bekannt war, dass
bereits viele Mitglieder in Schutzhaft
saßen und andere misshandelt wurden.
Hier zeigt sich erstmals bei  einer
öffentlich-rechtlichen Sitzung eines
städtischen Verfassungsorgans, das
national-sozialistische Zeremoniell und
der Machtanspruch der Nationalsoziali-
sten. Am 14. März tritt Bürgermeister
Stadler "freiwillig" zurück und an seiner
Stelle wird NSDAP Mitglied Gustav
Lahmeyer eingesetzt. 

Am 19. Mai brannte auch in Kassel
vor den Augen vieler Kasseler Bürgerin-
nen und Bürger ein Scheiterhaufen mit
Büchern "undeutscher Schriftsteller". 

Schon im Sommer 1933 ziehen sich
die Mitglieder der SPD in kleine Wider-
standsbewegungen "vor Ort" zurück.
Oftmals trafen sich die Regimegegner
in Gaststätten an Stammtischen, was
als unverfänglich galt.

Ein wirklicher Widerstand wird  nur
von Einzelnen geleistet. Obwohl ihnen
von einem auf den anderen Tag die Mit-
wirkung innerhalb der Parlamente
verwehrt wurde, blieben sie weiterhin
politisch aktiv.
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teur. Von 1929 bis 1933 war Hauschildt
nach weiteren Stationen Herausgeber
der "Sozialdemokratischen Parteikorres-
pondenz", einer Parteizeitung für Funk-
tionäre und Mitarbeiter in Berlin, wo er
auch die Werbeabteilung der SPD
aufbaute.

Am 24. Juni 1933 wurde Richard
Hauschildt im Lager Oranienburg in
"Schutzhaft" genommen. Erst am 3.
August 1933 verließ er das Lager auf
Grund der Bemühungen seiner Frau
Frieda und dem Versprechen, Straus-
berg, dem damaligen Wohnort der
Familie, den Rücken zu kehren. Die
Familie zog wieder nach Kassel, der
Heimatstadt von Frieda Hauschildt.
Doch auch in Kassel wurde er weiter
drangsaliert. Er konnte in seinem Beruf
nicht mehr arbeiten, die Unterstüt-
zungsleistungen wurden ihnen vorent-
halten und gekürzt. So versuchte
Richard Hauschildt, sich und seine
Familie als Verkäufer von Seifenartikeln
zu ernähren. Seinen Kunden wurden
jedoch gedroht, dass es ihnen schlecht
ergehen würde, falls sie weiterhin beim
"roten Hauschildt" kaufen würden, so
dass diese eingeschüchtert Hauschildt

darum baten, er möge sie nicht wieder
besuchen. Selbst die Wohnungssuche
war extrem erschwert. Am 6.
Dezember 1934 wusste Richard Haus-
childt keinen anderen Ausweg aus
dieser Situation, die seine Existenz und
die seiner Familie bedrohte, und nahm
sich das Leben.

Kassel in Trümmern

In der Bombennacht vom 22. auf
den 23. Oktober 1943 starb Kassel.
Unter den Trümmern der Altstadt
wurden auch die letzten sozialdemo-
kratischen "Widerstandsnester", die
hier aktiv waren, begraben. Erst das
Ende des Krieges ruft die Sozialdemo-
kraten, die die Schreckensherrschaft
überlebt haben, auf den Plan: Georg
Häring, Rudolf Freidhof, Emil
Dittmann, Willi Goethe, Paul Pfetzing
und Georg August Zinn.

Zahlreiche Dokumente aus dieser
Zeit illustrieren, welcher Verfolgung
und Pressionen Sozialdemokraten
auch in Kassel ausgesetzt waren. Um
des "nackten Überlebens" willen
mussten sich beispielsweise Inhaf-
tierte zu diffamierenden - und der
eigenen Überzeugung widersprechen-
den - Briefen oder Äußerungen
erpressen lassen. Ihr Eigentum wurde
beschlagnahmt. Die unmittelbare
Lebensbedrohung und der Umstand,
dass die Sozialdemokraten nicht auf
einen Widerstandskampf aus dem
Untergrund vorbereitet waren,
führten dazu, dass auch das Bemühen
vereinzelter Gruppen keine Durch-
schlagskraft hatte.

Folge, dass das Bemühen einzelner
aktiver Mitglieder und Gruppen nur
wenig Durchschlagskraft hatte. 

Dass die Angst um das eigene Leben
und die Bedrohung durchaus
begründet waren, zeigen die Schicksale
der beiden Stadtverordneten Christian
Wittrock und Willi Goethe.

Goethe war Mitglied der Kasseler
SPD seit 1919 und bekannt als über-
zeugter Gewerkschaftler. Mit der
Machtübernahme wurde die Lage
schwieriger für ihn. Er galt als politisch
unzuverlässig und verlor seinen
Arbeitsplatz bei Henschel. Nach
heftigen Auseinandersetzungen mit
den Nationalsozialisten 1933 wurde er
in "Schutzhaft" genommen und dort
von der SS schwer misshandelt. Das
Abschwören von seinen gewerkschaft-
lichen Überzeugungen kam für ihn
trotzdem nicht in Frage, weshalb er von
den Nazis als Marxist bezichtigt wurde.
Gleich nach Kriegsbeginn und dem
Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944,
wurde er in das Konzentrationslager
nach Sachsenhausen verschleppt. Sein
Parteifreund Christian Wittrock, der seit
seinem 18. Lebensjahr SPD-Mitglied
war und von den Nazis 1933
gezwungen wurde, sein Amt als Stadt-
verordneter niederzulegen, musste fast
sechs Jahre im Konzentrationslager
Sachsenhausen und Oranienburg ver-
bringen. Beide Abgeordneten überleb-
ten die schrecklichen Jahre und
nahmen ihre politische Arbeit nach
Hitlers Schreckensherrschaft wieder
auf. Sowohl Wittrock als auch Goethe
spielten nach 1945 für Kassels Politik
und Umgebung eine wichtige Rolle.

Das Schicksal von 
Richard Hauschildt

Stellvertretend für
die sozialdemokrati-
schen Stadtverordne-
ten, die den Zweiten
Weltkrieg und das
Regime der National-
sozialisten nicht über-
lebten, sei an dieser
Stelle an Richard

Hauschildt erinnert. Hauschildt,
geboren am 12.11.1876 in Hamburg-
Elmsbüttel, kam nach seiner Schrift-
setzerlehre und der Arbeit als Volontär
bei verschiedenen sozialdemokrati-
schen Zeitungen 1905 nach Kassel, um
als Redakteur des "Kasseler Volksblat-
tes" zu arbeiten, deren Chefredakteur
er 1911 in der Nachfolge von Philipp
Scheidemann wurde. Diesen Posten
hatte er bis zum Verlassen Kassels
1924 inne.

Von 1906 bis 1922 war er Vorsitzen-
der der Kasseler SPD. Ab 1916 war er
Stadtverordneter und von 1919 bis
1924 Fraktionsvorsitzender der SPD-
Fraktion im Kasseler Rathaus. In dieser
Zeit war er auch Mitglied der Preußi-
schen Landesversammlung. Er verließ
1924 Kassel, um im Landkreis Hersfeld
die einstweilige Verwaltung zu über-
nehmen, die ihm das Preußische
Innenministerium übertragen hatte.
Nach heftigen Protesten von Wirt-
schafts- und Beamtenverbänden, die
mit seiner fehlenden Beamtenausbil-
dung begründet wurden, verließ er
Hersfeld und arbeitete in Hagen und
Eberfeld-Barmen wieder als Chefredak-

18 19

Philipp Scheidemann im Juni 1922 
vor dem Kasseler Rathaus
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Unmittelbar nach Kriegsende wurde
die SPD in Kassel neu gegründet. Die
maßgeblichen Frauen und Männer der
Partei, die auch während der  Gewal-
therrschaft der Nazis nach Möglichkeit
in Verbindung gestanden hatten,
kamen in den wenigen, nach dem
schweren Luftangriff vom Oktober
1943 noch verbliebenen Wohnungen
und in einigen noch intakten Räumen
des Rathauses zusammen und trafen
die ersten Vorbereitungen für eine
demokratische Neuordnung der städti-
schen und staatlichen Verwaltung.

Am 7. April 1945, nur vier Tage nach
dem Einmarsch der Amerikaner in
Kassel, wurde Willi Seidel von den US-
Militärbehörden zum kommissarischen
Bürgermeister und kurz darauf zum
Oberbürgermeister ernannt. Zugleich
wurde auf Betreiben von Karl
Herrmann und Rudolf Freidhof seitens
der US-Militärbehörden die Genehmi-
gung zur Errichtung eines kommunal-
politischen Beirats aus Vertretern der
demokratischen Parteien von vor 1933
erteilt. Somit wurde bereits am 3. Juli
1945 der kommunalpolitische
Ausschuss gegründet, der Vorläufer
der Stadtverordnetenversammlung.

Am 26. Mai 1946 fanden die ersten
freien Kommunalwahlen nach der Nazi-
Herrschaft in Kassel statt. Die SPD
erreichte 51,6 % und mit 40 Sitzen die
absolute Mehrheit in der Stadtverord-
netenversammlung. Erster Fraktions-

vorsitzender der SPD nach dem Krieg
wurde Rudolf Freidhof, erster Stadtver-
ordnetenvorsteher Christian Wittrock. 

Die erste Stadtverordnetenver-
sammlung stellte sich damit einem
Erbe, das katastrophaler nicht sein
konnte. Tausendfaches Leid in den
Familien, Hunger und Elend, der
gesamte innerstädtische Wohn- und
Geschäftsbereich war total zerstört, 
80 % der städtischen Bebauung.
Sämtliche Industrieanlagen waren
zerstört oder demontiert.

Berge von Schutt mussten geräumt
werden, damit Straßen freigelegt
werden konnten. Viele freiwillige Helfer
kamen zum Einsatz, insbesondere die
so genannten Trümmerfrauen - die
Männer waren größtenteils noch in
Gefangenschaft oder gefallen.
Schnellstmöglich musste Wohnraum
geschaffen werden. Erste Unterbrin-
gungsmöglichkeiten wurden geschaf-
fen für die vielen Flüchtlinge aus dem
Osten und die vielen Bürgerinnen und
Bürger, deren Häuser beziehungsweise
Wohnungen von den Bomben und dem
verheerenden Feuer zerstört worden
waren. Das waren wahre Herkulesauf-
gaben, doch man war endlich frei!

Nicht nur die Belastungen wie
Hunger, Obdach- und Arbeitslosigkeit
beeinflussten die Wähler, sondern auch
die sich verstärkende Ost-West-Kon-
frontation verunsicherten die Bürgerin-
nen und Bürger und wirkten sich auf
die Kommunalwahlen vom 25.04.1948
aus. Rudolf Freidhof nannte sie die
“Hungerwahlen”. Die SPD blieb mit

39,1 % der Stimmen stärkste Fraktion
im Kasseler Rathaus und Willi Seidel
blieb Oberbürgermeister.

Ab Mitte der 1950er Jahre nahm
auch in Kassel mit der Bundesgarten-
schau 1955, einem neuen Sportbad am
Auedamm, dem auf Trümmerschutt
errichteten Auestadion, der ersten
Fußgängerzone der Bundesrepublik,
der Treppenstraße, als äußeren
Symbolen das Wirtschaftswunder
seinen Lauf. Oberbürgermeister war
Lauritz Lauritzen. Die SPD verfügte
weiter über satte Mehrheiten.

Der Altmarkt wurde zur damals
modernsten Kreuzung Europas
ausgebaut.

Kassel entwickelte zugleich seinen
Stellenwert als Stadt der Künste und
Kongresse. Die erste Weltausstellung
für zeitgenössische Kunst, die
documenta, durch Arnold Bode 1955
parallel zur Bundesgartenschau ins
Leben gerufen, bildete von da ab eine
der Säulen, die diese Bezeichnung
rechtfertigen.

In der Wohnungspolitik entstanden
in den späten fünfziger Jahren für
große Teile der Bevölkerung, die
aufgrund der starken Bombardierung
Kassels wohnungslos geworden waren
und teilweise noch immer in beengten
Notunterkünften leben mussten, neue
Wohnsiedlungen, wie etwa der Matten-
berg und Helleböhn.

Einer der pragmatischen SPD-Kom-
munalpolitiker, wie sie in dieser Zeit

des Wiederaufbaus nötig waren, war
der junge Fraktionsvorsitzende Holger
Börner. Börner stimmte nicht nur
politisch über derartige Wohnungsbau-
projekte ab, sondern baute sie in
seinem Beruf als Betonfacharbeiter
einer Kasseler Baufirma selbst mit,
bevor er von den Wurzeln der Kommu-
nalpolitik aus seinen Weg in höchste
Staatsämter beschritt und zu einem
der führenden Sozialdemokraten in
Hessen und in der Bundesrepublik
wurde.

1964 erreichte die SPD unter seiner
Führung und der des neuen Oberbür-
germeister Karl Branner, der ebenso
wie Holger Börner einen legendären
Ruf besitzt, bei der Kommunalwahl
57,9 % der Stimmen.

Nachdem in den 1950er Jahren und
zu Beginn der 1960er Jahre nach dem
Motto "Innenstadt zuerst", zunächst
der Wiederaufbau der City begann,
führte man den Wiederaufbau Ende
der 1960er Jahre auch in den Stadt-
teilen fort. Sanierungsprogramme wie
der des alten Ortskerns von Nieder-
zwehren, von Bettenhausen, usw.
wurden aufgelegt. Damit erfolgte suk-
zessive die Ausdehnung der kommu-
nalpolitischen Aktivitäten auf das
gesamte Stadtgebiet, das in der
Folgezeit wegen der nicht weitsichti-
gen Entscheidungen in der kommuna-
len Gebietsreform zu Beginn der
1970er Jahre fahrlässiger Weise nicht
erweitert wurde. Das hieß, dass die
nötigen Voraussetzungen für die
heute überfälligen regionalen
Lösungen nicht geschaffen wurden.
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überhaupt nicht. Sie kamen auf die
Idee, mich da wegzulocken. Also sollte
der Magistrat um den Posten eines
Stadtentwicklungsdezernenten
erweitert werden, und das sollte ich
werden. Als neuntes Rad am Wagen
im Magistrat hätte ich aber viel
weniger Einfluss gehabt wie als Frak-
tionsvorsitzender. Ich sagte also, dass
ich Fraktionsvorsitzender bleiben
wolle. Da waren sie sauer. Sie hatten
gedacht, sie hätten mich aufs Abstell-
gleis gelockt und nun blieb ich in einer
Schlüsselposition.
Enrico Schäfer (ES): Wie hat es
funktioniert, dass Du 1975 nach dieser
Auseinandersetzung Oberbürgermei-
ster wurdest?
HE: Das lief sehr klar 1975. Hans
Krollmann trat nicht an, er war ja Kul-
tusminister in Wiesbaden geworden.
Gegen mich kandidierten zwei von
Außen. Das ging aber voll daneben,
weil die Fraktion wie eine Eins zu
ihrem Vorsitzenden stand. Aber nicht
alle nur uneigennützig, sie wollten
natürlich auch Einfluss dafür.
ES: Wolf Diethart, wie war das bei Dir,
wie bist Du in die Fraktion
gekommen?

Wolf Diethart Brei-
denbach (WB): Ich
habe 1962-1967
studiert und bin
durch die damalige
Studentenbewegung
politisiert worden. In
die Partei bin ich
1967 eingetreten und

kam mehr oder weniger zufällig nach
Kassel und nach zwei Jahren bei der
Industrie- und Handelskammer habe

ich als Referent beim damaligen Ober-
bürgermeister Karl Branner gearbeitet.
Als in 1972 die regionale Planungsge-
meinschaft gegründet wurde,
wechselte ich beruflich dorthin. Das
gab mir dann die Möglichkeit, in die
politische Arbeit in der Fraktion einzu-
steigen, da ich nicht mehr bei der
Stadt Kassel beschäftigt war. Angefan-
gen habe ich dort als Sprecher der
Fraktion für Stadtentwicklung und
Bauen. Ich habe meine Erfahrungen
und auch die persönlichen Verbindun-
gen aus meiner beruflichen Zeit im
Rathaus nutzen können, um einiges zu
bewegen. Politisch hatten wir die
absolute Mehrheit in der Stadtverord-
netenversammlung, Hans Eichel wurde
zum Oberbürgermeister gewählt. Wir
konnten also gestalten. Die Möglich-
keiten waren etwas besser, als das
wohl heute der Fall ist. Und deshalb
war die Arbeit als Stadtverordneter in
der SPD-Fraktion immer auch mit sehr
viel Freude verbunden. Fraktionsvorsit-
zender bin ich auf einer Klausurtagung
im Felsengarten geworden. Als einer
der Stellvertreter des damaligen Frak-
tionsvorsitzenden Fritz Horn bin ich
nach dessen Rücktritt noch in dieser
Klausur zum Fraktionsvorsitzenden
gewählt worden.

Fritz Poppenhäger
(FP): Mein Vater, der
als SPD-Ortsvereins-
vorsitzender und im
Parteivorstand tätig
war, starb plötzlich.
Die Nordshäuser
waren der Meinung,
dass der Sohn das

weitermachen soll. Für mich war
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Von den Fraktionsvorsitzenden, die der
SPD-Fraktion in den vergangenen 100
Jahren vorstanden, leben heute noch
Hans Eichel (Fraktionsvorsitzender von
1970-1975, HE), Wolf Diethart Brei-
denbach (1987-1989, WB), Ingo Groß
(1989-1997, IG), Fritz Poppenhäger
(1993, FP) und der derzeitige Vorsit-
zende Uwe Frankenberger (seit 1997,
UF). Christian Geselle und Enrico
Schäfer haben ein Gespräch mit ihnen
geführt, und sie nach ihrer Motivation,
nach den Themen ihrer Zeit, den Her-
ausforderungen an der Spitze der
Fraktion und ihren Vorstellungen von
den zukünftigen Schwerpunkten der
sozialdemokratischen Politik der SPD-
Fraktion gefragt.

Christian Geselle (CG): Hier sitzen
ungefähr 34 Jahre Erfahrung mit dem
Amt des Fraktionsvorsitzenden
beisammen. Was war Eure Motivation
als Stadtverordnete, wolltet Ihr
überhaupt Fraktionsvorsitzende
werden, habt Ihr gezielt darauf hin
gearbeitet? Hans, Du warst ja erst
zwei Jahre dabei, das ist recht unge-
wöhnlich, oder?

Hans Eichel (HE):
Ich war seit 1968 in
der Stadtverordne-
tenversammlung,
also zwei Jahre,
bevor ich Fraktions-
vorsitzender wurde.
Ich bin 1964 in die
Partei eingetreten,

1966 habe ich hier die Juso-Zeitschrift
"Standpunkte" gegründet. Unterbe-
zirksvorsitzender der Jusos wurde ich
1968. Wolfgang H. Fischer und ich
haben damals die Demonstrationen
gegen die Notstandsgesetze
angeführt, das war ein Riesentheater.
Hans Krollmann, damals Unterbezirks-
vorsitzender, hatte die clevere Idee:
den Kerl haben wir lieber hinter der
Rathaustür mit beratend, als vor der
Rathaustür demonstrierend. Ich kam
ziemlich weit vorne auf die Kandida-
tenliste für die Kommunalwahl, genau
wie Uschi Kissing, und wir wurden im
Herbst 1968 sofort in den Fraktions-
vorstand gewählt. Ich war ein gefürch-
teter Parteitagsredner gegen die
Große Koalition und die Notstandsge-
setzgebung. 1970 wurde der damalige
Fraktionsvorsitzende Helmut Röse
Stadtverordnetenvorsteher. Die Ent-
scheidung um den Fraktionsvorsitz
hieß: Walter Heilwagen oder ich. Die
Fraktion hat ungefähr mit Zweidrit-
telmehrheit für mich gestimmt. Und
dann war ich das für fünf Jahre. Aber
1972 wurde der Bürgermeister neu
gewählt, denn Georg Wündisch ging in
den Ruhestand. Ich wollte als Bürger-
meister kandidieren. Mein späteres
Ziel: Oberbürgermeister zu werden.
Das passte dem Parteiestablishment
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worden. Zunächst war ich Beisitzer
und 1987 wurde ich stellvertretender
Vorsitzender. Zur Motivation gehörte
wie bei vielen Linken die Absicht, die
Gesellschaft zu verändern. Die Frage,
wie man soziale Gerechtigkeit erreicht,
hat mich motiviert.
Zwischen dem Fraktionsvorsitzenden
Wolf Diethart Breidenbach, dem stell-
vertretenden Vorsitzenden Martin Ger-
tenbach und mir herrschte Einigkeit,
dass ich Vorsitzender würde, wenn
Wolf Diethart aufhören will. Das war
dann völlig klar, als es so weit kam. Es
gab keine Kampfabstimmung, zumal
ich sehr stark in eine Gruppierung der
Fraktion eingebunden war, das war
damals die Linke. So wurde ich Vorsit-
zender und war es bis 1993. Mit
unserer absoluten Mehrheit hat das
viel Spaß gemacht, weil das, was wir
beschlossen haben, auch gemacht
wurde. Allerdings hat diese Machtfülle
auch eine negative Seite. Man riskiert,
die Bodenhaftung zu verlieren. Und für
uns war dies mit nur einer Unterbre-
chung seit dem Zweiten Weltkrieg so.
Wenn hinzu kommt, dass immer mehr
aus dem öffentlichen Dienst kommen
und man innerhalb der Bevölkerung
nicht mehr so breit aufgestellt ist, wird
diese Gefahr noch größer. Auch das
Festhalten an Entscheidungen und das
Wegwischen von Widerständen kamen
hinzu. Das hat uns das Genick
gebrochen, so dass wir bei der Wahl
1993 über 20 Prozentpunkte verloren
haben. Die Verkehrsberuhigung war
richtig, aber das mit den “Lollis”
hätten wir vorsichtiger angehen
müssen. Daraus habe ich die Konse-
quenz gezogen, nicht wieder für den

Fraktionsvorsitz zu kandidieren. Im
September 1993, als Fritz und die
anderen dann aufhörten, war die
Frage, wie es weiter geht. Einige
haben mich vorgeschlagen. Nach
einer Abstimmung zwischen Ulrike Kin-
dermann und mir bin ich erneut zum
Vorsitzenden gewählt worden und
habe bis 1997 die Fraktion angeführt.
Die Linie war, der CDU erst mal keine
Streitpunkte zu liefern, zum Beispiel in
der Verkehrspolitik. So konnten wir
unsere positiven Punkte mehr in den
Vordergrund rücken.
ES: Wenn man eine Fraktion führt,
muss man immer auch Menschen, die
sich ehrenamtlich engagieren, auf die
Füße treten. Wie bekommt man das
als Fraktionsvorsitzender hin?
HE: Du musst immer versuchen, dem
anderen die Nase im Gesicht zu lassen.
Wenn du jemandem eine Niederlage
bereiten musst, dann musst Du
versuchen, es so hinzubekommen,
dass möglichst wenige das bemerken.
Und wenn es machbar ist, ihm die
Chance geben, dass er selber den
Rückzug antritt. Das ist das A und O.
WB: Das Wichtigste ist, dass man
akzeptiert, dass die meisten Mitglieder
eine intensive Arbeit machen und ihre
eigenen Vorstellungen haben. Und
man muss versuchen, jedem gerecht
zu werden, indem man das aufgreift,
was von den einzelnen Fraktionsmit-
gliedern kommt. Wenn einem das
gelingt, dann wird auch der Führungs-
anspruch akzeptiert und toleriert. Es
ist wichtig, den Führungsanspruch
durch Kompetenz zu untermauern.
Wenn die Fraktion das Gefühl hat, der
Fraktionsvorsitzende weiß, was er
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damals überraschend, dass Erich
Jordan, späterer Stadtrat und Land-
tagsabgeordneter, nach Nordshausen
kam und mich dort auf meine “Frak-
tionstauglichkeit” hin prüfte. Er hat für
die Listenaufstellung festgestellt: Den
könnt ihr aufstellen, der schafft das.
Und so bin ich 1960 in der Ära Holger
Börner in die Stadtverordnetenfraktion
gekommen. Damals herrschte noch
eine ganz andere Disziplin. Mir wurde
gleich zu verstehen gegeben, dass ich
mich ruhig hinsetzen und zuhören
sollte. Das habe ich ein halbes Jahr
durchgehalten. Dann habe ich mich
doch einmal zu Wort gemeldet.
Daraufhin stand der damalige Ober-
bürgermeister Lauritz Lauritzen auf
und wurde länger und immer länger -
der war ja 2 Meter lang - und ich
wurde immer kleiner und habe dann
erst einmal wieder Ruhe gegeben.
Fraktionssitzungen haben nicht länger
als eine Stunde gedauert, dann ging
es zurück in die Stadtteile beziehungs-
weise in die Kneipe. Da haben wir das
Gemeinschaftsgefühl gefördert. Frak-
tionsvorsitzender wurde ich in der
schwierigen Situation 1993. Ich habe
den Fraktionsvorsitz übernommen und
ihn bis zu einem Parteitagsbeschluss
im September 1993 behalten. Wir
wollten keine Zusammenarbeit mit der
CDU und der FDP, die nach der Wahl
keine Mehrheit hatten und sich dulden
lassen mussten von den Republika-
nern. Die Vereinbarung war vorher
unter Mitarbeit des Unterbezirksvor-
stands schon fertig erarbeitet. Der
Parteitag hat dies dann aber abge-
lehnt. Daraufhin bin ich zurückgetre-
ten, gemeinsam mit den Fraktionsvor-

standsmitgliedern Ellen Lappöhn,
Hendrik Jordan und Uwe Frankenber-
ger. Denn diese Entscheidung konnten
wir so nicht mittragen. Daraufhin
folgte Ingo Groß wieder als Fraktions-
vorsitzender, mein direkter Vorgänger
und Nachfolger.

Ingo Groß (IG): Ich
komme aus einem
sozialdemokratischen
Elternhaus, schon
mein Vater war
Mitglied der SPD. In
der DDR ist er
deshalb verfolgt
worden. Das hat

mein politisches Interesse stark
gefördert. Ich war Schulsprecher an
der Goethe-Schule. Und für mich war
klar, ich wollte Politik machen. Ein
Lehrer, der der SPD nahestand, hat
mir empfohlen, Mitglied der SPD zu
werden. So bin ich 1966 als Oberpri-
maner Mitglied der SPD geworden.
Parallel dazu war ich bei den Jungsozi-
alisten. Als engagierter Linker im SPD-
Ortsverein Mitte hatte ich erst mal
Schwierigkeiten mit den brav-biederen
Sozialdemokraten, die einem wie mir
zunächst sehr skeptisch gegenüber
standen. Das hat mich aber eher
angespornt. Später habe ich für den
Parteivorstand kandiert, in den ich
1979 gekommen bin und 1981 habe
ich in die Stadtverordnetenfraktion
gewechselt. Dort habe ich mehrere
Aufgaben betreut, insbesondere das
Thema Energiepolitik, damals war das
Thema Kernenergie in aller Munde.
Nach der Kommunalwahl 1985 bin ich
in den Fraktionsvorstand gewählt
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man darauf achten, dass man die
Mehrheitsposition nicht missbraucht,
dass alle anderen sich gegen die
Fraktion mit der absoluten Mehrheit
verbünden. Man darf gerade aus der
vermeintlichen Position der Stärke
heraus nicht vergessen, immer auch
auf die anderen Rücksicht zu nehmen,
ihnen Mitgestaltung zu ermöglichen.
Andererseits muss man in einer Kon-
stellation, in der man mit einer
anderen Fraktion koaliert, immer
aufpassen, dass man nicht zu viele
Kompromisse macht. Sonst läuft man
Gefahr, dass die eigenen Leute sich
irgendwann beschweren, dass die
eigenen Positionen zu kurz kommen
und dadurch in der eigenen Truppe zu
viel zu Bruch geht. Man braucht keine
anderen Typen in der Kommunalpoli-
tik, man muss immer kompromissfähig
sein.
WB: Die Situation der wechselnden
Mehrheiten für den OB ist heute sehr
viel angenehmer. Er kann das Prinzip
"teile und herrsche" praktizieren und
sich die jeweilige Mehrheit bei den
einzelnen Fraktionen zusammensu-
chen. Bei einer absoluten Mehrheit
muss er natürlich sehr viel mehr
innerhalb der eigenen Partei und
Fraktion wirken und dort den Konsens
finden. Das ist nicht immer leicht.
IG: Wenn die wechselnden Mehrhei-
ten wirklich so gut wären, dann
würden alle Städte, Länder und der
Bund mit wechselnden Mehrheiten
arbeiten. Aber so ist es in der Politik
nicht, dazu gehört auch eine Verläss-
lichkeit. Außerdem muss man langfri-
stig Projekte umsetzen können, die
vieler Einzelbeschlüsse bedürfen, die

sich über Jahre verteilen. Wenn man
jedes Mal neu um politische Mehrhei-
ten ringen muss, wird man auf Dauer
zu viel Energie reinstecken müssen.
Man läuft Gefahr, dass Politik zur
Unverbindlichkeit verkommt. Für den
OB kann das natürlich aus seiner
Position heraus von Interesse sein.
Aber nicht für einen Fraktionsvorsit-
zenden.
FP: Als Holger Börner Fraktionsvorsit-
zender war und wir satte absolute
Mehrheiten hatten, da hat Holger
regelmäßig das Gespräch gesucht mit
der CDU und der FDP. Manchmal
hatten wir im Fraktionsvorstand das

Gefühl, dass die besser informiert
waren, als wir. Heute ist das anders.
Man meint heute, es müsste im
Rathaus Regierung und Opposition
geben, statt darüber nachzudenken,
wo Gemeinsamkeiten sind und dass es
notwendig ist, die Dinge gemeinsam
zu lösen, und eben nicht wie auf
Landes- und Bundesebene auf
Regierung und Opposition zu machen.
Das muss vielleicht wieder eingeübt
werden, um auch das Interesse der
Bevölkerung an kommunalpolitischen
Themen wieder zu wecken. Beispiele
wie die Diskussion um den Fuldaufer-
weg zeigen, dass es bisher nicht
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sagt, und dass dies Hand und Fuß hat,
dann ist auch die Mehrheit oder die
Fraktion bereit, dem zu folgen und
Einzelinteresse zurück zu stellen.
FP: In einer Fraktion sind es oft nur
wenige Mitglieder, die intensiv und
konstruktiv mitarbeiten und auch
bereit sind, Führungsaufgaben zu
übernehmen, sich der Verantwortung
stellen und “Bergsteigerdienste”
leisten. Die anderen laufen da, die
Fraktion als Ganzes betrachtet, eher
mit.
WB: Jedes Mitglied bringt bestimmte
Fähigkeiten mit:, der eine als Vermitt-
ler in den Stadtteil, der andere in
seinem politischen Fachgebiet. Wieder
andere sind gut in den Führungsauf-
gaben. Das ergänzt sich zu einem gut
funktionierenden Ganzen, wenn man
diese Unterschiede erkennt und nutzt.
Die Integration der unterschiedlichen
Qualitäten der Stadtverordneten ist
auch eine Führungsaufgabe.
CG: Uwe, Du bist 1997 zum ersten
Mal zum Fraktionsvorsitzenden
gewählt worden.

Uwe Frankenberger
(UF): 1997 gab es
keine Kampfkandida-
tur. Ich wurde Nach-
folger von Ingo Groß,
der Bürgermeister
wurde. Politisch

schwierig war es 2002, als Bertram
Hilgen und ich merkten, dass die CDU
die Hürden gegenüber der SPD immer
höher aufbauten, weil sie die große
Kooperation beenden wollten. Bertram
und ich waren der Auffassung, dass es
bei der nächsten Kommunalwahl
richtig schwierig werden könnte, wenn

wir weiterhin gegenüber der CDU
nachgeben. Mir war bewusst, dass der
Ausgang der Oberbürgermeisterwahl
in 2005 eine wichtige Grundlage für
die Kommunalwahl in 2006 ist. Wer
den Oberbürgermeister stellt, hat sehr
gute Chancen, auch das beste
Ergebnis als Partei bei der Kommunal-
wahl zu bekommen. Sofern der Ober-
bürgermeister keinen Bockmist baut.
HE: Das hat die CDU aber nicht
geschafft, als Georg Lewandowski
Oberbürgermeister geworden war.
UF: Richtig. Lewandowski hat das bei
zwei Kommunalwahlen nicht geschafft.
Das hat der CDU einige Probleme
bereitet. Die strategische Überlegung
war, wer der aussichtsreichste OB-
Kandidat für 2005 sein kann. Aus
meiner Sicht kam damals in erster
Linie der Parteivorsitzende Bertram
Hilgen in Frage. Einer der schönsten
Momente in meiner politischen Arbeit
als Fraktionsvorsitzender war, als
Bertram Hilgen den zweiten Wahlgang
gewonnen hatte und zum OB gewählt
worden war.
ES: Sind in der Kommunalpolitik heute
andere Typen gefragt? Wie hat sich
die politische ehrenamtliche Arbeit
verändert?
HE: Es ist auch kein Zuckerschlecken,
die absolute Mehrheit zu haben.
Einzelne werden in dieser Konstellation
unheimlich stark und es ist nicht
immer leicht, die Disziplin durchzuset-
zen. Man ist stark in Anspruch
genommen, die innerparteiliche und
innerfraktionelle Zustimmung zu
erhalten, Die Auseinandersetzungen
finden viel heftiger in der eigenen
Fraktion und Partei statt. Zudem muss
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gen des Dritten Reiches und der
unmittelbaren Nachkriegszeit zu tun.
Eines der Überbleibsel aus der Nach-
kriegszeit waren die regelmäßigen
interfraktionellen Gespräche mit dem
Oberbürgermeister, dem Stadtverord-
netenvorsteher und den Fraktionsvor-
sitzenden. Zu Lauritzens Zeiten fanden
sie in der Ratsweinstube statt.
Lauritzen hat einen fröhlichen Abend
gestaltet und sich dann alle Entschei-
dungen geben lassen. Wenn die Frak-
tionsvorsitzenden am nächsten
Morgen ins Rathaus kamen, lag das
Protokoll schon da und sie brauchten
nur noch zu unterschreiben, was sie in
der Nacht beschlossen hatten. Und so
waren "alle Spatzen gefangen". Karl
Branner war ein Meister der interfrak-
tionellen Gespräche. Ich habe mich
bemüht, das in der gleichen Weise
fortzuführen. Nicht unterschätzen darf
man beispielsweise die Bedeutung der
Ehrungen oder der Sitze in den Auf-
sichtsräten und ähnlichen Gremien.
Damit habe ich versucht, die anderen
Fraktionen in die Arbeit einzubinden.
Zu späteren Zeiten ist das schwieriger
geworden. Ich halte das Konzept der
an der Sachfrage orientierten Mehrhei-
ten auf der kommunalen Ebene, wie
Bertram Hilgen es vertritt, für über-
zeugend. Allerdings funktioniert das
nur, wenn die anderen die Vorteile
dieser Art sachorientierter Zusammen-
arbeit auch so sehen. 
CG: In Kassel haben wir gesehen,
dass ein breit aufgestellter Magistrat
und Einigkeit dort nicht immer Garant
dafür ist, dass die Mehrheitsentschei-
dungen in der Stadtverordnetenver-
sammlung parallel dazu ausfallen, hier

gab es einiges an Ausscheren der
CDU-Fraktion gegenüber ihren Dezer-
nenten.

HE: Das ist natürlich
vom Verhältnis der
jeweiligen Fraktion zu
"ihren" Dezernenten
abhängig.
UF: Ein solches
Modell muss auch
von allen Fraktionen
mitgetragen werden.

In Kassel ist dieses Konzept an seine
Grenzen gestoßen, weil die CDU nicht
bereit war, einen "All-Parteien-
Magistrat" zu unterstützen. Im
Ergebnis hat sich die CDU aus dem
hauptamtlichen Magistrat komplett
verabschiedet.
CG: Wie kann man die Verankerung
der Fraktion, den Kontakt zu den Bür-
gerinnen und Bürgern, zu Vereinen
und Verbänden, organisieren?
HE: Dies kann über die Besetzung der
Beiräte und ähnlicher Gremien am
besten geschehen. Hier darf man nicht
darauf schauen, ob der- oder diejenige
Mitglied der Partei ist. Entscheidend
ist, dass man an diesen Stellen sach-
kundige Mitbürger aus den unter-
schiedlichen Zusammenhängen in die
Kommunalpolitik einbindet. Und die
Fraktionsmitglieder müssen bereit
sein, sich kontinuierlich in Vereinen zu
engagieren.
UF: Es ist richtig, dass wir damit
wieder begonnen haben.
FP: Ich bin überzeugt, dass wir früher
ein besseres Niveau hatten, weil
Menschen, die sich damals engagiert
haben, heute nicht mehr zur
Verfügung stehen. Das zeigt sich
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gelungen ist, alle ins Boot zu kriegen.
UF: Ein weiterer Aspekt der Verände-
rungen für ehrenamtliche Politik sind
die Auswirkungen von Kumulieren und
Panaschieren. Wer von den Bürgern
auf der Liste nach vorne gewählt wird,
schreibt dies naturgemäß hauptsäch-
lich sich selbst zu, und dementspre-
chend leitet er aus dem Wahlergebnis
auch für sich eine stärkere Position
innerhalb der Fraktion ab. Natürlich
hat das mit dem Profil der Stadtver-
ordneten zu tun. Aber das persönliche
Ergebnis wird auch von der Größe des
Stadtteils beeinflusst, aus dem der
Stadtverordnete kommt. Wer in einem
bevölkerungsreichen Stadtteil wohnt
und dort bekannt ist, hat deutlich
bessere Chancen gegenüber einem
Kandidaten, der auch eine gute Arbeit
macht, aber beispielsweise aus einem
Stadtteil mit geringerer Bevölkerungs-
zahl kommt. Da kann es zu Spannun-
gen kommen, die früher nicht aufge-
treten sind. Das bringt auch andere
Anforderungen an den Fraktionsvor-
stand mit sich.
HE: Ich glaube, dass in der Wahlpe-
riode deutlich wird, wer in der Fraktion
gute Arbeit macht und wer auch in der
Partei entsprechend verankert ist. Und
das wird dann, je länger die Wahlpe-
riode dauert, wichtiger als das direkte
Ergebnis bei der Kommunalwahl.
CG: Welche Qualifikationen sind bei
Stadtverordneten gefragt, um eine
hohe Akzeptanz für die Liste bei den
Wählerinnen und Wählern zu erreichen
und gute Arbeit leisten zu können?
FP: Es ist wichtig, dass sich unsere
Kandidaten im Stadtteil, in den
Vereinen, dem Elternbeirat und so

weiter engagieren und sich dort auch
den Respekt der Menschen im
Stadtteil erarbeitet haben. Dies ist
eine der wichtigsten Voraussetzungen
für die Qualifikation eines Stadtverord-
neten und auch Gewähr für ein gutes
Wahlergebnis.

WB: Ich denke auch,
dass man ohne diese
Arbeit im Stadtteil
nicht wirklich
auskommt. Allerdings
war mein Einstieg in
die Fraktion
umgekehrt. Die
Situation in Waldau

war damals geprägt von vielen neu
zugezogenen Bürgern, die nicht fest
im Stadtteil verwurzelt waren. Ich
selbst bin durch mein Studium und
meine beruflichen Zusammenhänge
zur Fraktion gestoßen. Aber ich habe
dann die Arbeit vor Ort auch sehr
intensiv betrieben und mich dort ein-
gebracht und mir darüber dann auch
eine entsprechende Reputation
erworben.
CG: Für wie sinnvoll haltet Ihr die Ein-
bindung der anderen Parteien und
Fraktionen auch über den hauptamt-
lichen Magistrat?
FP: Ich halte es für richtig, dass man
auch die anderen Parteien in die Magi-
stratsverantwortung bringt. Die Stadt
Frankfurt hat das jahrelang praktiziert.
HE: In Kassel hat es das nie gegeben.
Der Magistrat war zu Zeiten der
absoluten Mehrheit immer auch durch
SPD-Dezernenten besetzt. Das Ver-
hältnis zwischen den Fraktionen ist
trotzdem über eine lange Zeit sehr gut
gewesen. Das hat mit den Erfahrun-
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anderes Gefühl dafür bekommt, wie
die eigene Politik sich auswirkt. Man
muss diesen Bürgerkontakt aber
intensiv pflegen. In der Landes- und
ganz und gar in der Bundespolitik
spielen die Medien als Mittler die ent-
scheidende Rolle.
UF: Durch den Kontakt mit den
Menschen ist man viel näher dran an
den Problemen und kann Entscheidun-
gen beeinflussen. Als Oppositionsab-
geordneter ist es in Wiesbaden
wesentlich schwieriger, weil der
Einfluss viel geringer ist.
CG: Was waren die in Eurer Zeit wich-
tigsten politischen Entscheidungen und
Aktivitäten? Was war für die Stadt
wichtig von dem, was Ihr in Eurer Zeit
als Fraktionsvorsitzende voran
gebracht habt?
HE: Zuerst soziale Fragen: die
Auflösung der Obdachlosenlager am
Mattenberg und im Forstfeld. Dann
der Ausbau der Kindergärten. Das
zweite Thema: umwelt- und fußgän-
gerfreundliche Verkehrspolitik. Der
Ausbau der Fußgängerzone in der
Innenstadt; Ausbau des ÖPNV; eine
Verkehrspolitik, die nicht nur auf das
Auto setzt. Ein weiterer Programm-
punkt war die Beendigung der Flä-
chensanierung und stattdessen auf
eine kleinteilige Bebauung zu setzen,
wie beispielsweise in Niederzwehren.
Das war ein grundlegend anderes
Denken als noch bei unserer Vorgän-
gergeneration. Dazu kamen Jugend-
häuser in Selbstorganisation, freie Kul-
turinitiativen und die Integration der
ausländischen Mitbürger. Und dann
natürlich die Universität, die unbedingt
mitten in die Stadt sollte als integrierte

Gesamthochschule - das haben wir
zusammen mit einer Art Beratergruppe
Stadtentwicklung mit Helmut Feußner,
Jürgen Passolt, Siegfried Schmeling
und dem kürzlich verstorbenen Klaus
Fromm ausgedacht, weil wir uns
positive Auswirkungen auf die Innen-
stadt und Impulse für die Nordstadt
erhofft haben. Und das hat funktio-
niert, wie wir heute sehen.
FP: Als haushaltspolitischer Sprecher
der SPD-Fraktion habe ich an den ent-
scheidenden Punkten bei KVG und
Städtischen Werke immer dafür
gesorgt, dass kapitalverstärkende
Maßnahmen hineingeflossen sind. Ich
meine mich zu erinnern, dass es in
1973 und 1974 um Kapitalverstärkun-
gen von 42 Mio. DM ging. Eine weitere
wichtige Entscheidung war die
Umwandlung der Städtischen Kliniken
in eine GmbH. Wolfgang Schäfer als
Geschäftsführer, Detlev E. Siebert und
ich haben uns damals vergleichbare
Häuser außerhalb Hessens angesehen
und die dortigen Erkenntnisse in den
Satzungsentwurf eingearbeitet, der
dann in der Stadtverordnetenver-
sammlung beschlossen worden ist. Ich
glaube, dass mit der Umwandlung der
Städtischen Kliniken in eine GmbH
eine zukunftsorientierte Lösung
gefunden worden ist.
WB: Für mich war ein Highlight die
Bundesgartenschau 1981 und die
damit verbundene Entwicklung des
Naherholungs- und Naturschutzge-
bietes Fuldaaue. Das hat uns stadt-
entwicklungsmäßig enorm voran
gebracht. Sehr gut gelungen ist die
documenta urbana, die Siedlung an
der Heinrich-Schütz-Allee in Süster-
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daran, dass in bestimmten Stadtteilen
nur mit Mühe ausreichend Kandidaten
für die Ortsbeiräte gefunden werden.
Ich erinnere mich an die Kommunal-
wahl 2006 und die CDU, die enorme
Probleme hatte, im Forstfeld Kandida-
ten zu finden. Das ist nicht nur ein
Problem im politischen Bereich, das
trifft auch die Vereine und das
Ehrenamt insgesamt. Früher galt es
als besondere Ehre, ins Stadtparla-
ment zu kommen.
ES: Wie sind die Aussichten, auch in
Zukunft so viele geeignete Kandida-
tinnen und Kandidaten für die Stadt-
verordnetenfraktion zu bekommen?
UF: Der berufliche Druck auf die
Menschen ist enorm gewachsen.
Trotz der rechtlichen Absicherung des
Mandats ist es für berufstätige Stadt-
verordnete sehr viel schwieriger
geworden, Beruf, Familie und Mandat
unter einen Hut zu bekommen. Das
schafft auch Probleme im Hinblick

auf die Nachwuchs-
förderung. 
FP: Das sehe ich
auch so. Das führt
dazu, dass sich das
Gesicht der Stadtver-
ordnetenversamm-
lung wandelt, was
den beruflichen
Hintergrund angeht.

Mitunter ist es je nach beruflicher
Tätigkeit und Chef noch nicht einmal
erlaubt, ein Telefonat zu führen, das
nicht unmittelbar mit der beruflichen
Aufgabe verbunden ist.
WB: Das geht durch alle Berufsgrup-
pen. Früher hatte das Stadtverordne-
tendasein auch einen besseren Ruf,

dadurch war man sicher sehr viel
motivierter und selbstsicherer in
einer solchen Funktion.
FP: Mitunter ist es kaum noch
möglich, Menschen aus abhängigen
Beschäftigungsverhältnissen für ein
Stadtverordnetenmandat zu gewinnen,
da sie mit Repressalien der Betriebs-
oder Firmenleitung rechnen müssen.
IG: Für mich als Selbständiger ist das
auch immer recht schwierig gewesen.
Bis 1985 habe ich mich hauptsächlich
auf mein Sachgebiet konzentriert und
bin nicht zu jeder Unterfraktion
erschienen, damit ich meine berufliche
Existenz nicht gefährden musste.
Damals war noch nicht absehbar, dass
das mal in einen Hauptberuf münden
würde. Die Arbeitsbelastung eines
Stadtverordneten heute ist ungefähr
wie bis 2003. Allerdings ist man heute
im Beruf mehr gefordert. Möglicher-
weise würde auch mir das heute
deutlich schwerer fallen, mich auch
nur mit dem etwas zurückhaltenden
Einsatz aus meiner Anfangszeit in der
Fraktion einzubringen. Als ich 1989
Fraktionsvorsitzender wurde, habe ich
in meinem Anwaltsbüro praktisch nur
noch eine halbe Stelle ausgefüllt, das
ging gar nicht anders. Als Vorsitzender
der Mehrheitsfraktion musste ich min-
destens einen halben Tag im Rathaus
zur Verfügung stehen.
ES: Was ist der Reiz, den Kommunal-
politik vor den anderen politischen
Ebenen ausmacht?
HE: Die kommunale Ebene ist die, in
der man unmittelbar erlebt, was man
entscheidet. Hinzu kommt, dass man
unmittelbar mit den Bürgern in
Kontakt ist und dadurch ein ganz
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Kassel im Bereich Klimawandel, die
durchaus positiv sind. Es gibt hier
aber noch viel Handlungsbedarf, um
deutlich zu machen, dass die Stadt
Vorreiter ist für ein Bürgerengage-
ment. Ein interessantes Thema ist die
Prüfung eines kompletten Rückkaufs
der Städtischen Werke. Es ist wichtig,
die Trinkwasser- und Energieversor-
gung in kommunaler Hand zu halten.
Viele Kommunen sind dabei, ihre
Netze zurückzukaufen. Das ist für
eine dezentrale und ökologisch orien-
tierte Energieversorgung wichtig und
zukunftsträchtig - langfristig auch
finanziell rentabel. In den Stadtteilen
kommt es auch auf Kinder- und
Jugendförderung an. Durch die per-
sonelle Ausdünnung der Jugendpflege
werden Probleme sichtbar. Hier
braucht es Infrastruktur, aber auch
eine bessere personelle Ausstattung
von städtischen Einrichtungen und
Verbänden, die sich um Kinder und
Jugendliche kümmern. Familien
alleine können die Probleme nicht
bewältigen.
FP: Sollte man sich über die Partei-
grenzen hinweg nicht auf eine
Regionalreform einigen können,
halte ich nach wie vor eine
erweiterte Zweckverbandslösung als
ersten Schritt für sinnvoll. Wenn es
nicht anders geht, muss man
versuchen, in kleinen Schritten eine
verbesserte Situation herzustellen.
Ein Beispiel ist hierbei die Finanzie-
rung des Staatstheaters, das ja auch
zu einem großen Teil von Einwoh-
nern des Landkreises Kassel und
dem weiteren Umfeld besucht wird.
Hier kann nur ein hessischer Thea-

terfinanzausgleich eine Entlastung
für die Stadt Kassel bringen. Darüber
hinaus halte ich generell eine Ent-
schuldung der Städte mit überregio-
nalen Verpflichtungen in Zukunft für
besonders wichtig, um wieder Hand-
lungsspielräume für die Erfüllung
ihrer Aufgaben zu bekommen. Hierzu
bedarf es der Unterstützung von
Bund und Land Hessen. In diesem
Falle könnte die Stadt Kassel zum
Beispiel in den Stand versetzt
werden, die Anteile der Städtischen
Werke zurück zu kaufen.

IG: Eine schlechte
Regierung ist besser
als eine gute Oppo-
sition. Ziel muss die
Mehrheit sein, damit
wir Einfluss im poli-
tischen Raum
ausüben können,
damit wir gestalten

können. Dazu gehört, so wie die
Hessische Gemeindeordnung
gestrickt ist, wesentlich, den Ober-
bürgermeister zu stellen. Dann
werden sich auch Mehrheiten finden,
die eine sozialdemokratisch gestal-
tete Politik der Stadtverordnetenver-
sammlung möglich machen wird.
Und für den Oberbürgermeister ist
es wichtig, bürgernah zu arbeiten.
Also immer Bodenhaftung haben, mit
dem Menschen im Gespräch sein, am
besten auch den Vereinen nahe sein.
Denn wer da ist, weiß auch, wie die
Menschen denken. Einen Schritt auf
die Menschen zugehen, und wenn
nötig, in der Sache lieber mal einen
Schritt zurück gehen statt einfach
etwas durchzupauken.
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feld-Helleböhn. Wichtig waren die
Tempo 30-Regelungen in allen
Kasseler Wohngebieten. Da hat es
eine erhebliche Verkehrsberuhigung
gegeben, die die Lebensqualität
enorm gesteigert und ein insgesamt
viel besser angepasstes Fahrverhal-
ten in den Wohngebieten bewirkt
hat. Die Konversion der Marbachs-
höhe von einem Kasernengebiet in
ein sehr schönes integriertes Wohn-,
Gewerbe- und Kunstgebiet, die ich in
anderer Funktion, als Geschäftsfüh-
rer der GWG, mit gestaltet habe, hat
mir auch sehr viel Spaß gemacht
und ist, wie ich glaube, ein gelunge-
nes Stück Stadtentwicklung.
IG: Das größte Projekt als Fraktions-
vorsitzender war der Ausbau der
Stadthalle zum Tagungszentrum und
die Befreiung der Innenstadt vom
überörtlichen Parkverkehr durch den
Bau der Tiefgarage unter dem Fried-
richsplatz. Als Bürgermeister war für
mich der Ausbau des Auestadions zu
einem modernen Stadion bis hin zum
Herbeiführen der Deutschen Leicht-
athletikmeisterschaften sehr wichtig.
Als Jugenddezernent natürlich die
Einführung der Kinderbetreuung
zunächst der 6-10jährigen in den
Grundschulen, die Hortbetreuung
und der Anfang der Betreuung der
unter 3-jährigen. Also ein komplettes
Programm, das darauf hinauslief,
den Eltern die Freiheit zu geben, ob
sie arbeiten oder ob sie zu Hause
bleiben wollen. Ein wichtiger Schritt
zur besseren Vereinbarkeit von
Familie und Beruf.
UF: Zu  Beginn meiner Zeit als Frak-
tionsvorsitzender haben wir als Sozi-

aldemokraten gemeinsam mit Ilona
Caroli das Nordstadt-Projekt durchge-
setzt. Wir waren überzeugt, dass wir
uns um den sozialen Frieden in der
Nordstadt besonders kümmern
mussten. Dieses Projekt hat in der
Nordstadt viele positive Impulse
angestoßen. Zweiter wichtiger Punkt
waren die Maßnahmen angesichts
der sich verändernden Arbeitsmarkt-
und Wirtschaftsstruktur. Kassel wurde
zunehmend Universitätsstadt. Dieser
Wandel wurde besonders von Seiten
der Industriearbeitnehmervertreter
misstrauisch begleitet. Es ging nicht
gegen Industriearbeitsplätze sondern
darum, für den notwendigen Wandel
die richtigen Weichen zu stellen.
CG: Was sind die wichtigsten Her-
ausforderungen der Kommunalpolitik
für die Zukunft der Stadt?
UF: Die größte Herausforderung für
die Zukunft ist die Bewältigung des
Demographischen Wandels. Das hat
enorme Konsequenzen für die Infra-
struktur der Stadt Kassel. Kassel ist
für diejenigen, die vor dreißig Jahren
ins Umland gezogen sind, mittler-
weile wieder attraktiv. Dabei wird die
Frage der Mobilität künftig eine ent-
scheidende Rolle spielen.
HE: Eine Stadt muss sich auch durch
Kinderfreundlichkeit auszeichnen. Nur
so kann die Stadt auch weiterhin für
junge Familie interessant sein. Krip-
penplätze, flächendeckend Ganztags-
schulen, zukunftsfähige Arbeits-
plätze: Das ist überlebenswichtig für
die Stadt von morgen.
WB: Ich sehe, gerade auch als Vor-
sitzender des Umwelthaus-Kassel e.V.
verschiedene Ansätze für die Stadt
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Mit den gesellschaftlichen Verände-
rungen der späten 1960er Jahre und
der gegen die verstaubten Strukturen
von Staat und Gesellschaft aufbegeh-
renden Jugend veränderte sich nicht
nur das Blickfeld der "großen" Politik in
Bonn, sondern auch das Blickfeld sozi-
aldemokratischer Kommunalpolitik in
Kassel. Mit Bekenntnissen wie "Mehr
Demokratie wagen" und der charisma-
tischen Führungspersönlichkeit Willy
Brandt als neuem Bundeskanzler
strebte die SPD auf ihren historisch
höchsten Mitgliederbestand zu.

Jüngere Genossinnen und Genossen
ziehen in die Stadtverordnetenfraktion
ein. Anfangs stoßen sie nicht immer
mit ihren Vorschlägen und neuen
Ideen auf ungeteilte Zustimmung und
Begeisterung der älteren, etablierten
Genossinnen und Genossen. Aber mit
der Zeit vollzieht sich der gesellschaft-
liche Wandel auch in Nordhessen und
Kassel. Eine neue Generation stellt sich
neuen Fragen und beschreitet neue
Wege, sie zu beantworten.

Mit Hans Eichel und Horst Peter
seien hier stellvertretend nur zwei der
Protagonisten jener damals jüngeren
Generation genannt, die die Politik der
SPD in Kassel von dieser Zeit an nach-
haltig beeinflussen und bestimmen
sollten und ihren "Marsch durch die
Institutionen" bis in hohe und höchste
Staatsämter aus ihren kommunalpoliti-
schen Anfängen in Kassel heraus
bestritten haben.

Verstärkt wird die Tendenz des
Aufbruchs 1971 durch die Erhebung
der Stadt Kassel in den Rang einer
Universitätsstadt. Damit gelang der
Hessischen Landesregierung und den
Stadtvätern zugleich, die wohl bis in
die heutige Zeit wichtigste und nach-
haltigste strukturpolitische Entschei-
dung für die Region Nordessen zu
treffen. Anfangs noch als Gesamt-
hochschule mit dem Gründungspräsi-
denten Ernst-Ulrich von Weizsäcker
vollzieht sich nach und nach der
Ausbau und Aufstieg zur Universität
Kassel bis zu ihrer heutigen Größe und
Bedeutung vor allem im Bereich der
Lehrerbildung, der Naturwissenschaf-
ten und der Technischen Studien-
gänge. Bei der Standortsuche wurde
in unmittelbarer Nähe zur Innenstadt
vorausschauend die bis zur heutigen
Zeit angewandte Umnutzung ehemali-
ger Industrieflächen in traditionellen
Arbeiterquartieren beachtet.

Zugleich sorgt der Ausbau der BAB
44 nach Dortmund in den 1970er
Jahren für neue, schnellere Verkehrs-
wege in das Ruhrgebiet. Damit legte
Holger Börner als Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesverkehrsmi-
nisterium angesichts der zentralen
Lage seiner Heimatstadt eines der
Fundamente für den Logistikstandort
Kassel und seiner heutigen Bedeutung
für Wirtschaft und Menschen der
Region.

1975 wird Fraktionsvorsitzender
Hans Eichel mit Mitte Dreißig jüngster
Oberbürgermeister einer Großstadt
der Bundesrepublik Deutschland.

Fritz Horn wird sein Nachfolger als
Fraktionsvorsitzender und führt die
Fraktion bis 1987. Lange blieb dies
nicht wieder erreichter Maßstab an
personeller Kontinuität in der Frak-
tionsführung, der mittlerweile nur
noch vom aktuellen Fraktionsvorsit-
zenden Uwe Frankenberger übertrof-
fen wird. Er führt die Fraktion seit
1997.

Ende der 1970er Jahre wird der
legendäre Günter Kestner Stadtve-
rordnetenvorsteher und damit in
dieser Funktion und "Rolle" zu einer
Institution in Kassel. Heute fest veran-
kerte parlamentarische Traditionen
wie der Parlamentarische Abend der
Stadt Kassel und die Närrische Stadt-
verordnetensitzung gehen auf ihn
zurück. 

Mit der Installation von demokra-
tisch gewählten, politischen Vertretun-
gen in den Kasseler Stadtteilen, den
Ortsbeiräten, als Nachfolger der alten
Verwaltungsausschüsse, in die die
Parteien ihre Mitglieder noch nach
dem Proporz des Ergebnisses zur Wahl
der Stadtverordnetenversammlung
entsandten, wurde 1981 für die Stadt
Kassel ein Plus an Bürgerbeteiligung
und eine Erhöhung der Einflussnahme
der Bürgerinnen und Bürger auf die
unmittelbaren Entscheidungen vor Ort
geschaffen. Organisatorisch einstmals
als Hilfsorgan der Stadtverordneten-
versammlung konzipiert, wurden die
Beiräte in der öffentlichen Wahrneh-
mung zu "Stadtteilparlamenten" und
ihre Vorsitzenden augenzwinkernd zu
"Bürgermeistern" in vielen Stadtteilen,
die ihren alten dörflichen Charakter

und ihren Charme auch unter dem
"Dach der Stadt Kassel" nicht verlieren
wollten. Ein Umstand, der die Verwal-
tung bis in die heutige Zeit nicht
immer ausnahmslos glücklich stimmt,
sich aber vor dem Hintergrund der
verbesserten Bürgernähe und der
Informationsgewinnung und Entschei-
dungsbeteiligung vor Ort bewährt hat.

Anfang der 1980er Jahre hielten die
Themen Umweltschutz und Anti-
Atomkraft Einzug in die Stadtverord-
netenversammlung. Bei den Kommu-
nalwahlen 1981 schafften die Grünen
vom Startblock weg den Sprung als
vierte Kraft in das Kasseler Rathaus
und durchbrachen damit die absolute
Mehrheit der SPD zum ersten Mal nach
dem Krieg. Als Vorreiter späterer rot-
grüner Kooperationen in Hessen und
im Bund wurde unter Oberbürgermei-
ster Hans Eichel, dem SPD-Fraktions-
vorsitzenden Fritz Horn und dem Frak-
tionsvorsitzenden der Grünen,
Reinhold Weist, der erste Versuch
einer rot-grünen Kooperation, ein
erstes Beschnuppern mit der neuen
Partei gewagt.

Die zweite Bundesgartenschau
1981 war ein weiterer Meilenstein für
die Entwicklung der Stadt Kassel. Mit
der "Aufpäppelung" der Karlsaue und
der Umwandlung der Waldauer
Kiesseen in das Buga-Gelände wurde
nicht nur ein attraktives Naherho-
lungsgebiet für die Kasseler Bevölke-
rung, sondern auch ein stadtentwik-
klungspolitischer Brückenschlag über
die Fulda ein bedeutender Lücken-
schluss geschaffen. Dies war ein

34

Neue Fragen, neue 
Generationen, neue Wege

(1970-2006)



37

wichtiger Impuls für den Tourismus.
Als viel beachteter und heiß disku-

tierter kommunalpolitischer Beitrag der
Friedensbewegung zu Beginn der
1980er Jahre wurde durch den
Beschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung die Stadt Kassel am 30.
August 1982 zur Atomwaffenfreien
Zone erklärt.

Ebenfalls 1982 erfolgt die "Stadtver-
waldung" der Kulturstadt Kassel im
Rahmen der documenta 7 durch einen
ihrer bedeutendsten Künstler, Joseph
Beuys. Mit der documenta urbana wird
ein architektonischer und stadtentwik-
klungspolitischer Schwerpunkt an der
Dönche geschaffen.

Bei der Kommunalwahl 1985 gelang
der SPD die Wiedereroberung der
absoluten Mehrheit im Kasseler
Rathaus.

1987 wurde Wolf-Diethard Breiden-
bach in einer von vielen Augenzeugen
auch heute noch legendär bezeichne-
ten Fraktionsklausurtagung in der Gast-
stätte Felsengarten zum neuen Frak-
tionsvorsitzenden gewählt.

Inhaltlich war Ende der achtziger
Jahre vom aufkommenden Wandel der
Organisationsformen kommunaler
Aufgaben geprägt. Bis heute existie-
rende Städtische Gesellschaften
wurden gegründet, umstrukturiert und
saniert. Mit der Umwandlung des
Klinikums in eine gGmbH, der
Zusammenfassung der Städtischen
Werke und der KVG in den KVV-
Konzern, sowie des städtischen Reini-

gungsamtes in den Eigenbetrieb "Die
Stadtreiniger" seien nur einige Beispiel
genannt. Seitdem hält sich ein zähes
Ringen um das Ausschöpfen steuer-
licher Vorteile und die Gewinnung
neuer Finanzierungsmöglichkeiten, um
die Qualität der Leistungen zu wahren,
mit der Risikominimierung und den
Kontrollmöglichkeiten kommunaler
Träger.

Bei den Kommunalwahlen 1989 kann
die SPD noch einmal die absolute
Mehrheit im Rathaus behaupten. Hans
Eichel bleibt Oberbürgermeister und
der Kasseler Rechtsanwalt Ingo Groß
wird neuer Fraktionsvorsitzender.

Durch Wiedervereinigung und Ende
des kalten Krieges wird die Behörden-
und Garnisonstadt Kassel einem
neuen Strukturwandel unterzogen.

War Kassel bis dato eine Stadt vieler
Kasernen, mussten diese nach Abzug
der Bundeswehr konvertiert und
neuen Nutzungen zugeführt werden.
Eine Aufgabe, die im Laufe der Jahre
mit Schaffung neuer Quartiere wie der
Marbachshöhe und neuen Gewerbege-
bieten gut gelungen ist.

Im Jahr 1991 wird Hans Eichel zum
Hessischen Ministerpräsidenten
gewählt. Der vormalige Stadtkämme-
rer Wolfram Bremeier wird sein Nach-
folger. Fraktionsvorsitzender bleibt
Ingo Groß.

Doch schon die Auseinandersetzung
um die Nachfolge Hans Eichels
geschieht in der Kasseler Partei nicht

einvernehmlich. Anders als nach den
parteiinternen Auseinandersetzungen
früherer Jahre gelingt es der Kasseler
SPD und der Fraktion danach nicht
mehr, die Meinungsführerschaft im
politischen Prozess zu gewinnen und
wichtige Stimmungen in der Kasseler
Bevölkerung wahrzunehmen.

Eine Entwicklung, die mit den
"Lollis" als gut gemeinten, aber falsch
ausgeführten Ansatz zur Verkehrsbe-
ruhigung und der Gestaltung des
Königsplatz mit der "Treppe" nach der
documenta 1992 nach außen
(an)greifbare Symbole erhielt.

Von der Öffentlichkeit und den
Medien wurden Lollis und Treppe zu
Symbolen zu einer gewachsenen
Arroganz der Macht stilisiert.

So erfolgte nach zwei Dekaden
ununterbrochener Bestimmung der
Kommunalpolitik eine Lehrstunde der
besonderen Art für die Kasseler SPD -
die erdrutschartige Niederlage bei der
Kommunalwahl im März 1993.

Weit über 20 % Einbußen bei den
Stimmen und der Verlust der
Mehrheit in der Stadtverordnetenver-
sammlung führten zu turbulenten
Diskussionen, Rücktritten und
schmerzhaften Prozessen in der
Fraktion.

Fraktionsvorsitzender Ingo Groß
übernahm ebenso wie Parteivorsit-
zender Wolf Diethard Breidenbach die
Verantwortung für das Debakel und
trat wie dieser von seinen Ämtern

zurück.Nachfolger von Groß wurde
nach einer Kampfabstimmung das
langjährige Fraktionsmitglied (seit
1960), der finanzpolitischer Sprecher
Fritz Poppenhäger.
Komplettiert wurde die dunkelste
Stunde der Kasseler SPD-Fraktion nach
dem Zweiten Weltkrieg im Sommer
1993 mit der Niederlage bei der ersten
OB-Direktwahl in Kassel. Wolfram
Bremeier verlor sein Amt an Georg
Lewandowski. Zum ersten Mal seit dem
Krieg befand sich ein Christdemokrat auf
dem Sessel des Oberbürgermeisters in
Kassel.

Die Frage, wie sich die Fraktion nach
der Niederlage wieder aufstellen sollte
und sich in der im März 1993 gewählten
Konstellation im Rathaus - CDU und FDP
hatten gemeinsam trotz der Niederlage
der SPD keine Mehrheit im Rathaus,
sondern brauchten die Republikaner, um
regieren zu können - sorgte weiter für
Konflikte im Lager der SPD. Die Einen
waren der Überzeugung, mit der CDU
zusammenarbeiten zu müssen, um die
demokratischen Kräfte zu stärken und
der SPD die Einflussmöglichkeit auf die
Stadtpolitik erhalten zu können, die
Anderen lehnten gerade dies strikt ab. 

Nach einem turbulenten Jahr
ersetzte der wiedergewählte Ingo
Groß den angesichts des Chaos-
Jahres von gesundheitlichen
Problemen heimgesuchten Fritz Pop-
penhäger als neuer (alter) Fraktions-
vorsitzender. Die SPD-Fraktion tastete
sich allmählich an die Aufgabe heran,
sich wieder neu aufzustellen. Dabei
musste die Erfahrung gemacht
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Amalie Wündisch und 
Minna Bernst

Amalie Wündisch
und Minna Bernst
waren die ersten Sozi-
aldemokratinnen in
Kassel, die 1919 -
nachdem Frauen
endlich die gleichen
Wahlrechte errungen

hatten wie die Männer - ins Stadtparla-
ment einzogen.

Zu dieser schweren Zeit, in der die
Arbeitslosigkeit, der totale wirtschaftli-
che Zusammenbruch und die mangeln-
den sozialen Hilfen des zutiefst
geschwächten Staates den Menschen
in Deutschland schwer zusetzten,
traten diese Frauen für Sofortmaßnah-
men und Unterstützung der Bedürfti-
gen auf kommunaler Ebene ein. Sie
halfen tatkräftig mit, um die Not der
Menschen zu lindern und gründeten
mit Parteifreunden und Gleichgesinnten
die Arbeiterwohlfahrt in Kassel. Erste
Vorsitzende war lange Jahre Amalie
Wündisch.

In einer eigens dafür eingerichteten
Volksküche versorgten Amalie Wündisch
und Minna Bernst mit Freunden und
Helfern Arbeitslose und hungernde
Kinder mit warmen Essen. Die Arbeitslo-
senfürsorge blieb das wichtigste Betäti-
gungsfeld dieser sozialdemokratischen
Frauen, sowohl auf kommunaler Ebene
als auch in der Arbeiterwohlfahrt.

Für Wilhelmine Hof-
farth und ihre Frak-
tionskolleginnen Anna
Zinke und Martha
Bottke, die 1929 in
das Stadtparlament
gewählt wurden, galt
das gleiche wie für
Amalie Wündisch und
Minna Bernst.

Die sozialen Belange der Bürger, vor
allem der Arbeiterbevölkerung, standen
im Vordergrund ihrer Tätigkeit. Auch
Wilhelmine Hoffarth und Anna Zinke
waren Mitbegründerinnen und enga-
gierte Mitarbeiterinnen der Arbeiter-
wohlfahrt.

Die Rechtsanwäl-
tin und Notarin Dr.
Elisabeth Selbert
gehörte unmittelbar
nach der Besetzung
Kassels durch die
Amerikaner bereits
dem "Überpartei-

lichen Ausschuss", dem Vorläufer der
Stadtverordnetenversammlung von
1946 an. Am 26. Mai 1946 wurden sie
und Anna Zinke, Anna Horchler und
Margarethe Nörthemann ins Stadt-
parlament gewählt. Als Stadtverord-
nete war Elisabeth Selbert bis 1950
tätig, als Mitglied des Hessischen
Landtags vertrat sie die Interessen
ihrer Stadt von 1946 bis 1954 in

Frauen der SPD-Fraktion
von 1919 bis heute

werden, dass ein Vertrauensverlust
schnell geschehen kann, dass die
Zurückgewinnung des Vertrauens aber
ein schwieriger und langwieriger
Prozess ist. In Kassel sollte es zwölf
lange Jahre dauern. In dieser Zeit sah
das Kasseler Rathaus unterschiedliche
Koalitionen und Kooperationen
innerhalb kürzerer Zeitspannen und die
vorzeitige Abwahl vieler Dezernenten.
Die Kommunalpolitik stand nicht unter
dem Zeichen von Kontinuität und Sta-
bilität, die bisher die Nachkriegszeit
geprägt hatten. Erst mit dem Gewinn
der Oberbürgermeisterwahl im Jahr

2005 durch Bertram Hilgen und der
Kommunalwahl, aus der die SPD-
Fraktion als stärkste Fraktion hervor-
ging, knüpfte die Fraktion nach zwölf
Jahren wieder an die starke Zeit von
vor 1993 an. Die SPD-Fraktion der
aktuellen Wahlperiode der Kasseler
Stadtverordnetenversammlung ist
angetreten, diesen Schwung mitzu-
nehmen und die Chancen, die sich aus
der Neuaufstellung ergeben haben,
im Interesse der Stadt Kassel und
ihrer Bürgerinnen und Bürger für eine
an der Sache orientierten, nachhalti-
gen Politik zu nutzen.
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Zeit oder auch später in die Stadtverord-
netenversammlung gewählt wurden, wie
Else Mösta, Hansi Eckel, Mechthild von
Lutzau oder Ursula Krollmann-Steudner.
Ilse Spiro engagierte sich viele Jahre als
die kulturpolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion für Kunst und Kultur Kassels im
Besonderen. In ihrem letzten Antrag in
der Stadtverordnetenversammlung
forderte sie die längst fällige Aufarbei-
tung der Geschichte Kassels vor und
während der NS-Zeit.

Die von Ilse Spiro geforderte und
später noch erweiterte Dokumentation
hatte eine Reihe von bedeutenden Aus-
stellungen zur Folge.

Christine Schmarsow

Christine Schmarsow
war die erste haupt-
amtliche Stadträtin im
Kasseler Rathaus
(1984-1996), von
1997 bis 2006 Mitglied
der SPD-Fraktion und
erste Stadtverordne-
tenvorsteherin von

1997 bis 2006. Aus ihrer Sicht, so
berichtet sie, sei die Mitarbeit von Frauen
in der Fraktion mittlerweile selbstver-
ständlich geworden. Die vielen langen
Sitzungen der Fraktion und die hohe
Anzahl von Gremien, sei für Frauen
schwer zu vereinbaren mit der Zeit für
Familie, Haushalt und dem Beruf. Auch
seien Frauen in harten Politikfeldern wie
Wirtschaft unterrepräsentiert und fänden
sich eher in den sogenannten weichen
Feldern wie Sozial-, Kultur- und Familien-
politik wieder.

Lisa Vollmer

Lisa Vollmer kam
in die Fraktion über
die Arbeit im JWA,
dem heutigen
Jugendhilfeaus-
schuss, dem sie als
sachkundige
Bürgerin für die
Falken angehörte.

Sie rückte im Februar 1979 in die
SPD-Fraktion nach. Von 1981 bis
1987 gehörte sie dem Fraktionsvor-
stand an. Sie war Sprecherin für
Soziales und Frauen. Als sie 1987 in
den Hessischen Landtag gewählt
wurde, gab sie ihr Stadtverordneten-
mandat auf und konzentrierte sich bis
zu ihrem Ausscheiden 1999 ganz auf
ihr Landtagsmandat. Zu ihren Leistun-
gen gehörte die Durchsetzung der
kommunalen Frauenbeauftragten in
Kassel und die Tatsache, dass der
hauptamtliche Magistrat in Kassel zu
ihrer Zeit zur Hälfte durch Frauen
besetzt wurde. Wichtig war für sie,
dass die Errungenschaften auf diesem
Gebiet nur in gemeinsamer Anstren-
gung aller beteiligten Politiker-
innen möglich. 

Heute

Was hat sich im Laufe der Zeit für
die Frauen in der Fraktion geändert?
Wie setzt sich die Stadtverordneten-
versammlung heute hinsichtlich des
Frauenanteils zusammen, und wer ist
heute aktiv bezüglich der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern? Als
die Fraktion 1984 ihr 75-jähriges

Wiesbaden. 1948 wurde Dr. Elisabeth
Selbert in den Parlamentarischen Rat
nach Bonn berufen, der ein Jahr
später das von ihm erarbeitete
Grundgesetz verabschiedete. Ihrer
Arbeit dort verdanken wir, dass
Artikel. 3, der die Gleichberechtigung
von Mann und Frau beinhaltet, in der
heute noch gültigen Fassung festge-
schrieben wurde.

Käthe Richter

Käthe Richter -
eine sozial enga-
gierte Frau in ver-
antwortlicher
Stellung bei der
Arbeiterwohlfahrt -
wurde am 25. April
1948 zusammen mit
Martha Börner neu

in die Stadtverordnetenversamm-
lung gewählt.

Diesmal waren es die verheeren-
den Folgen des Zweiten Weltkrieges,
die wiederum die Arbeit von Sozial-
demokratinnen im Bereich der Wohl-
fahrtspflege, des Gesundheitswe-
sens, in der Jugendfürsorge und in
den neu eingerichteten Wohnungs-
kommissionen vordringlich machten.

Diese Betätigungsfelder entspra-
chen der sozialen Motivation dieser
Frauen und wurden ihnen von den
Kollegen auch am bereitwilligsten
eingeräumt.  Käthe Richter gehörte
dem Stadtparlament von 1948 bis
1960 an und war von 1960 bis 1968
ehrenamtliche Stadträtin in Kassel.   

Helene Luci

Helene Luci - von
Beruf Jugendleiterin -
wurde 1952
zusammen mit
Marianne Gründer,
Erna Säuberlich und
Grete Mayr-Eichen-
berg als Stadtverord-

nete gewählt. Helene Luci, für die
Arbeit in den Bereichen Jugendpflege
und Jugendfürsorge prädestiniert, erar-
beitete sich auch in anderen Bereichen
der Fraktionsaufgaben ihre Wertschät-
zung.

Helene Luci war es auch, die 1972
die Forderung nach einem kommunalen
Entwicklungsplan für ältere Menschen
im Stadtparlament stellte. 25 Jahre
lang war Helene Luci Stadtverordnete -
zuletzt Mitglied des Präsidiums - von
1977 bis 1981 ehrenamtliche Stadträtin
und verstarb kurze Zeit nach ihrem
Ausscheiden aus dem kommunalpoliti-
schen Engagement, noch bevor sie
ihren wohlverdienten Ruhestand
genießen konnte.

Ilse Spiro

Ilse Spiro war Stadt-
verordnete von 1960
bis 1968, danach
ehrenamtliche Stadträ-
tin und von 1972 bis
1977 wieder Stadtver-
ordnete und stellvertre-
tende Vorsitzende im

SPD-Fraktionsvorstand. Ihr Name steht
hier für alle SPD-Frauen, die zur gleichen
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und Forstfeld Falkengruppen, aus der
unter anderen die spätere Stadtverord-
nete Martina Werner hervorging. Am
Beispiel Ellen Lappöhns wird deutlich,
wie die Deutsche Arbeiterbewegung in
früheren Jahren generationenübergrei-
fend ihren Nachwuchs an künftigen
Mandatsträgern gewann und die Grund-
werte sozialdemokratischer Politik von
Kindesbeinen an weitergegeben hat.
Neben der Kinder- und Jugendpolitik hat
sich Ellen Lappöhn insbesondere in die
Wohnungspolitik der Stadt Kassel einge-
bracht. Sie ist seit vielen Jahren woh-
nungspolitische Sprecherin der Fraktion.
Darüber hinaus war sie in der Zeit von
1993-2001 stellvertretende Fraktions-
vorsitzende und ist bis heute Mitglied im
Fraktionsvorstand. Ihr guter Rat ist bis
heute über den Fraktionsvorstand
hinaus gefragt. Mit einer Zugehörigkeit
von mittlerweile 25 Jahren ist Ellen
Lappöhn die Frau der SPD-Fraktion mit
der längsten ununterbrochenen Zugehö-
rigkeit zur Stadtverordnetenversamm-
lung. Ellen Lappöhn hat damit ein Vier-
teljahrhundert aktiv sozialdemokratische
Verantwortung für Kassel mit getragen.

Anke Bergmann

Für ihre Kolleginnen in der aktuellen
SPD-Fraktion soll hier die derzeit stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende und
stellvertretende Stadtverordnetenvor-
steherin Anke Bergmann genannt
werden, die auch Sprecherin der
Fraktion für Schule und Ausbildung ist.
Seit 2006 ist sie im Stadtparlament tätig.
Sie setzt sich zusammen mit ihren Kolle-
ginnen und Kollegen für die Chancen-
gleichheit aller Frauen ein. In diesem

Sinne fördern sie u.a. Unterstützungs-
maßnahmen für Alleinerziehende, Hilfs-
angebote bei häuslicher und außerhäus-
licher Gewalt, Integrationsangebote für
ausländische Frauen und Angebote zum
Wiedereinstieg in den Beruf nach einer
Familienpause. Sie fordern gleichen
Lohn für gleiche Arbeit und die gleiche
Teilhabe für Frauen an Führungspositio-
nen. Um dem Problem der schweren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ent-
gegenzuwirken, steht Anke Bergmann,
stellvertretend für all ihre Kolleginnen
und Kollegen in der Kasseler SPD-
Fraktion, für den Ausbau der Betreu-
ungsplätze und der Ganztagsschulen,
um Müttern den Einstieg bzw. Wieder-
einstieg in das Berufsleben zu erleich-
tern.

Die Frauen der SPD-Fraktion in Kassel
sind seit 90 von 100 Jahren -  seit sie
auch zu Stadtverordneten gewählt
werden können - engagiert im Kampf für
sozialdemokratische Grundwerte und
treten für die Gleichstellung von Frau
und Mann ein. Sie haben heute noch
selbstverständlicher als früher die Mög-
lichkeit, Führungspositionen in der
Fraktion und in der Stadtverordnetenver-
sammlung einzunehmen. Dies haben die
Frauen der jetzigen Fraktion  auch dem
Einsatz ihrer Vorgängerinnen zu
verdanken. 

Frauen in der SPD-Fraktion
arbeiten weiter daran, dass sich die
Situation von Frauen in der Politik,
in der Stadt und der ganzen Gesell-
schaft immer mehr verbessern
kann. Darauf darf man(n) sich
verlassen!

Bestehen feierte und Christine
Schmarsow als erste hauptamtliche
Stadträtin ins Rathaus einzog,
machten die Frauen ein Siebtel (vier
von 32 Stadtverordneten) der SPD-
Stadtverordnetenfraktion aus. Damals
forderten sie, dass mehr Frauen in
die Parlamente einziehen sollten, mit
dem Bestreben, wieder eine starke
Frauenlobby in der SPD-Fraktion zu
sein. Heute, in der 16. Wahlperiode
der Kasseler Stadtverordnetenver-
sammlung, sind über ein Drittel der
Stadtverordneten in der SPD-Fraktion
(zehn von 28 Stadtverordneten)
Frauen.

Ellen Lappöhn

Ellen Lappöhn, seit 1985 für die SPD
auch in führender Position in der Stadt-
verordnetenversammlung aktiv, war
lange in der SJD „Die Falken“ engagiert.
Über die „Falken-Bewegung“ kam sie
schon in jungen Jahren wie viele andere
Genossinnen und Genossen mit den
Grundwerten der SPD: Freiheit, Gerech-
tigkeit und Solidarität in Berührung und
machte sie sich zu Eigen. Ein Leiter der
Falkengruppe ihrer eigenen Jugendzeit
war der SPD-Stadtverordnete Fritz
Kistner. Sie selber leitete in den siebziger
Jahren in den Stadtteilen Bettenhausen

Frauenpower in der aktuellen SPD-Fraktion (v.l.n.r.): Petra Friedrich, Anke
Bergmann, Monika Sprafke, Heidi Reimann, Elena Seewald, Ellen Lappöhn, Bärbel

Bogdan, Dr. Monika Junker-John, Gabriele Jakat, Hannelore Diederich.
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Wir bewegen Kassel

Fünf Jahre lang bestimmen die
gewählten Vertreter der Kasseler Bür-
gerinnen und Bürger ehrenamtlich die
Geschicke der Stadt mit, bringen ihre
Ideen in den politischen Alltag ein,
spezialisieren sich auf Themen wie
Soziales, Wirtschaft, Kultur, Kinder
und Jugend oder Finanzen, beraten in
Ausschüssen und in der Stadtverord-
netenversammlung. 28 der 71 Stadt-
verordneten der 16. Stadtverordne-
tenversammlung sind Mitglied der
SPD-Fraktion, die damit mit Abstand
stärkste Fraktion ist.

Die 28 Mitglieder der SPD-Fraktion
haben sich entschieden, fünf Jahre
lang in ihrer Freizeit Kassel zu
bewegen, Impulse zu setzen. Damit
auch weiterhin nichts zufällig ist in
Kassel.

Was kann die 
SPD-Fraktion bewirken?

In der Öffentlichkeit wird meist nur
über Auseinandersetzungen
berichtet, dass "Politiker sich mal
wieder streiten". Öffentlich ausgetra-
gene Konflikte sind aber nur ein
kleiner Teil der Arbeit der Stadtver-
ordneten. Sie müssen sich mit kom-
plizierten Sachverhalten auseinander-
setzen und Entscheidungen treffen,
die nicht immer allen gefallen
können. Am Ende muss eine Ent-
scheidung stehen, die die Stadt und
ihre Bürgerinnen und Bürger weiter-

bringt. Und das funktioniert auf
keiner politischen Ebene so direkt wie
in einer Stadt. Wer resigniert über
Politik sagt: "Ich kann doch eh nichts
bewegen", sollte einmal als Gast eine
Stadtverordnetenversammlung
besuchen. Er wird sehen, wie
unmittelbar politische Entscheidun-
gen im Alltag wirken.

Die Fraktion bildet das Rückgrat
der Stadtregierung und des Oberbür-
germeisters. Sie ist Garant dafür,
dass nichts zufällig ist in Kassel.

So arbeitet die SPD-Fraktion

Fast jeden Montag treffen sich die
Stadtverordneten der SPD zu einer
Fraktionssitzung. Dort werden die
Themen besprochen, die in und für
Kassel wichtig sind und in Ausschüs-
sen sowie im Stadtparlament auf der
Tagesordnung stehen. Jedes Frak-
tionsmitglied spezialisiert sich auf
besondere Themen.

Zur Vorbereitung bilden die in den
Ausschüssen sitzenden Stadtverord-
neten Arbeitsgruppen - sogenannte
Unterfraktionen - zu denen weitere
sachkundige SPD-Mitglieder und
gegebenenfalls auch gezielt weitere
sachkundige Bürgerinnen und Bürger
eingeladen werden. Regelmäßig
verteilt über das Jahr tagt die
Fraktion auch abwechselnd in einem
der 23 Kasseler Stadtteile, um sich
ein Bild von der Situation des Stadt-
teils zu machen und mit den Bürge-
rinnen und Bürgern zu diskutieren.

Die aktuelle SPD-Fraktion 
im Kasseler Rathaus
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Dr. Monika Junker-John, Uwe Frankenberger, Wolfgang Decker, Ellen Lappöhn und
Christian Geselle bei einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung

SPD-Fraktionsmitglied Dr. Bernd Hoppe weist Zwischenrufe der CDU-Fraktion zurück
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Fraktionsvorsitzender
Uwe Frankenberger MdL

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und
Grundsatzfragen
Wahlvorbereitungsausschuss
Wahlprüfungsausschuss
Ausschuss Entwicklung der Region Kassel

Stadtverordnetenvorsteher
Hendrik Jordan

Revisionsausschuss
Wahlvorbereitungsausschuss
Wahlprüfungsausschuss

Anke Bergmann

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen
Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung
Wahlvorbereitungsausschuss/Wahlprüfungsausschuss
Sprecherin der Fraktion für Schule und Ausbildung
stellvertr. Fraktionsvorsitzende
stellvertr. Stadtverordnetenvorsteherin

stellvertr. Fraktionsvorsitzender
Christian Geselle

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen
Wahlvorbereitungsausschuss
Wahlprüfungsausschuss
Sprecher der Fraktion für Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 

Fraktionsvorstand
Ellen Lappöhn

Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
Grundstücksausschuss
Sprecherin der Fraktion  für Wohnungspolitik

Fraktionsvorstand
Dr. Günther Schnell

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport
Sprecher der Fraktion für Sozialpolitik

Dr. Rabani Alekuzei

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung
Ausschuss für Umwelt und Energie
Sprecher der Fraktion für Berufliche Ausbildung 
und Bildungspolitik

Bärbel Bogdon

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung
Revisionsausschuss
Sprecherin der Fraktion für Revision sowie Sport

Die Mitglieder der aktuellen Fraktion:
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Wolfgang Decker MdL

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport
Ausschuss für Kultur
Sprecher der Fraktion für Bürgerschaftliches Engagement 
sowie Feuerwehr

Hannelore Diederich

Vorsitzende des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport
Ausschuss für Umwelt und Energie
Sprecherin der Fraktion für Seniorenpolitik

Dr. Manuel Eichler

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung
Sprecher der Fraktion für Recht und Sicherheit

Petra Friedrich

Vorsitzende des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft 
und Grundsatzfragen
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport
Sprecherin der Fraktion  für  Gesundheitspolitik

Hermann Hartig

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung
Grundstücksausschuss
Sprecher der Fraktion für Grundstücke

Dr. Rainer Hanemann

Ausschuss für Kultur
Revisionsausschuss 
Sprecher der Fraktion für Hochschulpolitik

Dr. Bernd Hoppe

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen
Ausschuss Entwicklung der Region Kassel

Gabriele Jakat

stellvertr. Stadtverordnetenvorsteherin
Vorsitzende des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung
Sprecherin der Fraktion für Kinderpolitik und Gleichstellung
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Dr. Monika Junker-John

Ausschuss für Kultur
Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
Ausschuss für Umwelt und Energie
Sprecherin der Fraktion für Kunst und Kultur

Peter Liebetrau

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung
Sprecher der Fraktion für Schule und Ausbildung

Christian Knauf

Ausschuss für Kultur
2. Sprecher der Fraktion für Kunst und Kultur

Ernst Meil

Grundstücksausschuss
Vorsitzender des Revisionsausschusses

Manfred Merz

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen
Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
Ausschuss Entwicklung der Region Kassel
Sprecher der Fraktion für Haushalt und Finanzen

Lars Ramdohr

Grundstücksausschuss
Sprecher der Fraktion für Jugendpolitik

Heidi Reimann

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport
Revisionsausschuss
Sprecherin der Fraktion für Sportpolitik

Wolfgang Rudolph

Ausschuss für Kultur
Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
Ausschuss Entwicklung der Region Kassel
Sprecher der Fraktion für Stadtentwicklung sowie 
Demografischen Wandel



Richard Hauschildt 1919 - 1924
Fritz Tejessy 1924 - 1927
Fritz Braunersreuther 1927 - 1929
Christian Wittrock 1929 - 1933
Rudolf Freidhof 1946 - 1952
Theodor Hüpeden 1952 - 1956
Georg Wündisch 1956 - 1960
Holger Börner 1960 - 1966
Gerhard Kleinschmidt 1966 - 1968
Helmut Röse 1968 - 1970
Hans Eichel 1970 - 1975
Fritz Horn 1975 - 1987
Wolf Diethart Breidenbach 1987 - 1989
Ingo Groß 1989 - 1993
Fritz Poppenhäger 1993
Ingo Groß 1993 - 1997
Uwe Frankenberger seit 1997

Albert Grzesinski 1919 - 1924
Friedrich Hofacker 1929 - 1933
Christian Wittrock 1946 - 1956
Rudolf Freidhof 1956 - 1964
Hans-Joachim Boczkowski 1964 - 1968
Gerhard Kleinschmidt 1968 - 1970
Helmut Röse 1970 - 1979
Günter Kestner 1979 - 1993
Christine Schmarsow 1997 - 2006
Jürgen Kaiser 2006 - 2009
Hendrik Jordan 2009 - heute

Fraktionsvorsitzende 1909-heute

Stadtverordnetenvorsteher/innen 1909-heute

52 53

Monika Sprafke

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung
Sprecherin der Fraktion für Ausländer / Integration

Elena Seewald

Ausschuss für Umwelt und Energie
Sprecherin der Fraktion für Aussiedler / Integration

Harry Völler

Ausschuss für Umwelt und Energie
Grundstücksausschuss
Sprecher der Fraktion für Umwelt und Energie

Volker Zeidler

Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
Ausschuss Entwicklung der Region Kassel
Sprecher der Fraktion für Verkehrspolitik 



1956 - 1963 Stadtverordneter
Butt, Kurt
1946 - 1948 Stadtverordneter
Butte, Heinrich
1961 - 1964 Stadtverordneter
1965 - 1968 Stadtverordneter
Collet, Jean
1922 - 1930 Stadtverordneter
Cramer, Astrid
1993 - 2000 Stadtverordnete
Daeter, Frank
1997 - 2001 Stadtverordneter
2003 - 2005 Stadtverordneter
Dahlhoff, Günter
1964 - 1969 Stadtverordneter
Dammer, Rolf
1972 - 1981 Stadtverordneter
Decker, Wolfgang
2006 - heute Stadtverordneter
Deerberg, Carl
1952 - 1956 Stadtverordneter
Diederich, Hannelore
1997 - heute Stadtverordnete
Diegel, Helga
1985 - 1997 Stadtverordnete
Diegler, Brigitte
1985 - 1989 Stadtverordnete
Dietrich, Conrad
1919 - 1924 Stadtverordneter
Dingler, Jakob
1968 - 1977 Stadtverordneter
Dippel, Maria
1989 - 1997 Stadtverordnete
Dittmann, Emil
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1952 Stadtverordneter
Döring-Braun, Maria
1997 - 2000 Stadtverordnete
Dörsch, Christian
1958 - 1960 Stadtverordneter
Ebel, Horst
1972 - 1985 Stadtverordneter
Eberhard, Carl
1946 - 1953 Stadtverordneter
Eckel, Ernst
1919 - 1924 Stadtverordneter
Eckel, Hansi
1963 - 1977 Stadtverordnete
Eckel, Hans
1924 - 1929 Stadtverordneter
Eichel, Hans
1968 - 1975 Stadtverordneter

Eichler Dr. Manuel 
2001 Stadtverordneter
2006 - heute Stadtverordneter
Engel, August
1919 - 1924 Stadtverordneter
Fechner, Jürgen
1981 - 1997 Stadtverordneter
Felgenträbe, Max
1924 - 1928 Stadtverordneter
Fennel (Göldner), Lilly
1968 - 1972 Stadtverordnete
Fischer, Josef
1946 - 1949 Stadtverordneter
Fitzek, Ralph
1989 - 1993 Stadtverordneter
Fleischer, Conrad
1946 - 1956 Stadtverordneter
Först, Adolf
1985 - 1989 Stadtverordneter
Först, Karla 
1989 - 1993 Stadtverordnete
Frahm, Heinz
1968 - 1970 Stadtverordneter
Franke, Heinz
1952 - 1956 Stadtverordneter
Frankenberger, Uwe
1985 - heute Stadtverordneter
Freidhof, Rudolf
1933 Stadtverordneter
1946 - 1964 Stadtverordneter
Freiger, Stefan
1970 - 1972 Stadtverordneter
Freudenstein, Ulrich
2001 - 2003 Stadtverordneter
Fricke, August
1924 - 1929 Stadtverordneter
Friedrich, Petra
2006 - heute Stadtverordnete
Fuhrmann, Jürgen
1968 - 1977 Stadtverordneter
Gauler, Emil
1919 - 1924 Stadtverordneter
1930 - 1933 Stadtverordneter
Gebhardt, Hermann
1962 - 1964 Stadtverordneter
Gehb, Fritz
1962 - 1964 Stadtverordneter
Gerstein, Volkmar
1972 - 1976 Stadtverordneter
Gerstenberg, Ernst
1919 - 1924 Stadtverordneter

Adlung, Curt
1929 - 1933 Stadtverordneter
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1948    Stadtverordneter
Aich, Anton
1945 Überparteilicher Ausschuss
1948 - 1957 Stadtverordneter
Alekuzei Dr., Rabani
1997 - heute Stadtverordneter
Allendorf, Volker
1981 - 1983 Stadtverordneter
Anacker, Irene
2005 - 2006 Stadtverordnete
Andrae, Gustav
1954 - 1964 Stadtverordneter
Anselmann, Ortwin
1981 - 1985 Stadtverordneter
Appel, Werner
1989 - 1993 Stadtverordneter
Arndt, Johannes
1928 - 1929 Stadtverordneter
Asbrand, Wilhelm
1964 - 1968 Stadtverordneter
Asterroth, Karl
1919 - 1924 Stadtverordneter
Auel, Johannes
1923 - 1924 Stadtverordneter
Bange, Georg
1919 - 1924 Stadtverordneter
Bartels, Wolfgang
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
Bauer, Otto
1960 - 1981 Stadtverordneter
Baumbach, Georg
1919 - 1924 Stadtverordneter
Bay, Rosemarie
1993 - 2001 Stadtverordnete
Bechmann, Fritz
1946 - 1948 Stadtverordneter
Bechmann, Hans
1964 - 1968 Stadtverordneter
Bechmann, Heinrich
1919 - 1929 Stadtverordneter
Bechmann, Klaus
1972 - 1981 Stadtverordneter
Becker, Hans
1969 - 1989 Stadtverordneter
Bergen von, Hans
1956 - 1964 Stadtverordneter

Bergmann, Anke
2006 - heute Stadtverordnete
Bernst, Minna
1919 - 1924 Stadtverordnete
Beute, Hans-Georg
1968 - 1993 Stadtverordneter
1995 - 1997 Stadtverordneter
Blumenstein, Konrad
1956 - 1968 Stadtverordneter
Bock, Heinrich
1919 - 1924 Stadtverordneter
Boczkowski, Joachim
1946 - 1948 Stadtverordneter
1949 - 1968 Stadtverordneter
Bölling, Hildegard
1946 - 1948 Stadtverordnete
Bogdon, Barbara
2006 - heute Stadtverordnete
Bonn, Joachim
1997 - 2001 Stadtverordneter
2004 - 2006 Stadtverordneter
Borg, Heinrich
1959 - 1964 Stadtverordneter
Börner, Holger
1956 - 1972 Stadtverordneter
Börner, Martha
1946 - 1956 Stadtverordnete
1962 - 1964 Stadtverordnete
Böttcher, Gerhard
1987 - 1993 Stadtverordneter
Böttcher, Lars
1997 - 2001 Stadtverordneter
Bottke, geb. Weiffenbach, Martha
1930 - 1933 Stadtverordnete
Branner Dr., Karl
1952 - 1954 Stadtverordneter
Braunersreuther, Friedrich (Fritz)
1924 - 1929 Stadtverordneter
1946 Stadtverordneter
Braunholz, Johannes
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
Breidenbach, Wolf Diethart
1972 - 1989 Stadtverordneter
Bremeier (Pinno), Brigitte
1985 - 1993 Stadtverordnete
Brinckmann Prof. Dr., Hans
1984 - 1985 Stadtverordneter
Brostmeyer, Heinrich

Stadtverordnete 1909-heute
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1956 - 1965 Stadtverordneter
Jordan, Henrik
1981 - heute Stadtverordneter
Junker-John Dr., Monika
2001 - heute Stadtverordnete
Kaatsch, Gustav
1952 - 1956 Stadtverordneter
Kaiser, Jürgen
1993 - 2009 Stadtverordneter
Karpe, Ilse
1993 - 2001 Stadtverordnete
Kaschel, Josef
1924 Stadtverordneter
Kaufmann, August
1962 - 1968 Stadtverordneter
Kemmler, Heinrich
1960 - 1962 Stadtverordneter
Kerl, Helmut
1956 - 1977 Stadtverordneter
Kestner, Günter
1968 - 1995 Stadtverordneter
Kilian, Karl
1956 - 1968 Stadtverordneter
Kindermann, Ulrike
1989 - 1997 Stadtverordnete
2001 - 2004 Stadtverordnete
Kistner, Frank
1997 - 2006 Stadtverordneter
Kistner, Fritz
1960 - 1972 Stadtverordneter
1977 - 1993 Stadtverordneter
Kleinschmidt, Gerhard
1964 - 1971 Stadtverordneter
Kleinschmidt, Heinrich
1908 - 1912 Stadtverordneter
Kleinsorge, Wilhelm
1921 - 1924 Stadtverordneter
Klingler, Fritz
1929 - 1933 Stadtverordneter
1946 - 1952 Stadtverordneter
Knauf, Christian
2010 - heute Stadtverordneter
Kniss, Philipp
1952 - 1956 Stadtverordneter
Knöll, Wilhelm
1964 - 1968 Stadtverordneter
Koch, Wilhelm
1960 - 1972 Stadtverordneter
Köhler, Ursula
1977 - 1985 Stadtverordnete
Kollmann (Wündisch), Ursula 
1976 - 1977 Stadtverordnete

Korn, Heinrich
1919 - 1922 Stadtverordneter
Kreitz, Wilhelm
1946 - 1952 Stadtverordneter
Krollmann (Kißing), Ursula 
1968 - 1972 Stadtverordnete
Krollmann-Steudner, Ursula
1972 - 1981 Stadtverordnete
Kühlborn, Harald
1989 - 1993 Stadtverordneter
Lange, Otto
1929 - 1930 Stadtverordneter
Lappöhn, Ellen
1985 - heute Stadtverordnete
Ledderhose, Gerd
1970 - 1985 Stadtverordneter
Legatis, Fritz
1946 - 1951 Stadtverordneter
Leimbach, Willi
1946 - 1948 Stadtverordneter
Lenderoth, Karl
1924 - 1929 Stadtverordneter
Lesser, Adolf
1919 - 1929 Stadtverordneter
Liebetrau, Peter
2006 - heute Stadtverordneter
Ligniez Dr., Otto-Uwe
1977 - 1989 Stadtverordneter
Luci, Helene
1952 - 1977 Stadtverordnete
Luft, Johannes
1925 - 1929 Stadtverordneter
Lutzau von Dr., Mechthild
1972 - 1981 Stadtverordnete
Mai, Hans
1956 - 1972 Stadtverordneter
Malva, Pasquale
1997 - 2001 Stadtverordneter
Markus, Georg
1919 - 1923 Stadtverordneter
Maßmann, Gottfried
1985 - 1993 Stadtverordneter
Maßmann, Leonhard
1967 - 1972 Stadtverordneter
Mauthe, Karl-Heinz
1972 - 1977 Stadtverordneter
Mayr, Max
1946 - 1951 Stadtverordneter
Meier, Jockel
1930 Stadtverordneter
Meil, Ernst
1985 - heute Stadtverordneter

Gertenbach, Martin
1972 - 1997 Stadtverordneter
Geselle, Christian
2006 - heute Stadtverordneter
Gley, Hermann
1931 - 1933 Stadtverordneter
Göbel, Hugo
1956 - 1964 Stadtverordneter
Goethe, Willi
1929 - 1933 Stadtverordneter
1945 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1949 Stadtverordneter
Göpffahrt, Oswald
1919 - 1930 Stadtverordneter
Groß, Ingo
1981 - 1997 Stadtverordneter
Gründer, Marianne
1952 - 1972 Stadtverordnete
Grüning, Walter
1948 - 1968 Stadtverordneter
Grzesinski, Albert
1918 - 1919 Arbeiter- und Soldatenrat
1919 - 1924 Stadtverordneter
Günther Dr., Wilhelm
1919 - 1923 Stadtverordneter
Güth, Wilhelm
1920 - 1924 Stadtverordneter
Hackenschmidt, Hubert
1985 . 1993 Stadtverordneter
Hallaschka, Wolfgang
1972 - 1977 Stadtverordneter
Häring, Georg
1919 - 1921 Stadtverordneter
1924 - 1925 Stadtverordneter
Hanemann Dr., Rainer
2006 - heute Stadtverordneter
Hartig, Hermann
2007 - heute Stadtverordneter
Haupt, Paul
1919 - 1929 Stadtverordneter
Hauschildt, Richard
1916 - 1918 Stadtverordneter
1918 - 1919 Überparteilicher Ausschuss
1919 - 1924 Stadtverordneter
Heilwagen, Walter
1964 - 1973 Stadtverordneter
Heinemann, August
1952 - 1960 Stadtverordneter
Herrmann, Karl
1945 Überparteilicher Ausschuss
Herwig, Georg
1930 - 1933 Stadtverordneter

Herwig, Gertrud
1956 - 1962 Stadtverordnete
Heusinger von Waldegge, Elfi
2006 - 2009 Stadtverordnete
Hieke, Karl
1952 - 1968 Stadtverordneter
Hildebrandt, Emil
1951 - 1952 Stadtverordneter
Hildebrandt, Willi
1960 - 1962 Stadtverordneter
Hilgenberg, Karl
1964 - 1968 Stadtverordneter
Hoch Dr., Fritz
1945 Überparteilicher Ausschuss
Hofacker, Friedrich
1929 - 1933 Stadtverordneter
Hoffarth, Wilhelmine
1924 - 1933 Stadtverordnete
Hoffmann, Lothar
1997 - 2006 Stadtverordneter
Hofmann, Gudrun
1997 - 2001 Stadtverordnete
Höhner, Karl
1923 - 1924 Stadtverordneter
Holzhauer, Kurt (Olly)
1981 - 1989 Stadtverordneter
Hoppe Dr., Bernd
2001 - heute Stadtverordneter
Horchler, Anna
1946 - 1948 Stadtverordnete
Horn, Fritz
1968 - 1997 Stadtverordneter
Huhn, Heinrich
1906 - 1912 Stadtverordneter
Huhn, Karl
1946 - 1960 Stadtverordneter
Hühner, Hermann
1946 - 1948 Stadtverordneter
Hüpeden, Theodor
1946 - 1959 Stadtverordneter
Jacob, Willi
1946 - 1952 Stadtverordneter
Jakat, Gabriele
2001 - heute Stadtverordnete
Jeromin, Heinz
1972 Stadtverordneter
John, Wilfried
1972 - 1975 Stadtverordneter
Jordan, August
1900 - 1912 Stadtverordneter
1918 - 1919 Arbeiter- und Soldatenrat
Jordan, Erich
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1975 - 1989 Stadtverordneter
Rudolph, Christa
2001 - 2004 Stadtverordnete
Rudolph, Wolfgang
2006 - heute Stadtverordneter
Sandrock, Hans-Jürgen
1977 - 1993 Stadtverordneter
Sänger, Paul
1919 - 1920 Stadtverordneter
Säuberlich, Erna
1956 - 1972 Stadtverordnete
Schade, Johannes
1923 - 1924 Stadtverordneter
Schäfer, Charlotte
1997 - 2004 Stadtverordnete
Schäfer, Enrico
2006 Stadtverordneter
Schäfer, Heinrich
1890 - 1896 Ständiger Bürgerausschuss
1898 - 1909 Stadtverordneter
Schäfer, Karl
1919 - 1929 Stadtverordneter
Schäfer, Otto
1930 - 1933 Stadtverordneter
Schäfers, Hannelore
1989 - 2007 Stadtverordnete
Scheidemann, Philipp
1908 - 1911 Stadtverordneter
Schmarsow, Christine 
1997 - 2006 Stadtverordnete
Schmidt, Anton
1919 - 1924 Stadtverordneter
Schmidt, Michael
1983  - 1992 Stadtverordneter
Schmidt-Ewald, Heidrun
1989 - 1993 Stadtverordnete
Schnell Dr., Günther
1993 - heute Stadtverordneter
Schöneweiß (Jakubowsky), Ruth
1985 - 1989 Stadtverordnete
Schröter, Willi
1929 - 1933 Stadtverordneter
Schulz-Klingelhöfer, Dörthe
1993 - 1996 Stadtverordnete
Schuy, Hajo
1985 - 2006 Stadtverordneter
Schweitzer, Helmut
1956 - 1967 Stadtverordneter
Schwerdtfeger, Wolfgang
1989 - 1997 Stadtverordneter
Sedlmayer, Renate

1981 - 1993 Stadtverordnete
Seewald, Elena
2006 - heute Stadtverordnete
Selbert Dr., Elisabeth
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1952 Stadtverordnete
Selbert, Ruth
1972 - 1985 Stadtverordnete
Semmler, Ernst
1972 - 1977 Stadtverordneter
Siebert, Detlef E.
1982 - 1997 Stadtverordneter
Siebert, Heinrich
1949 - 1956 Stadtverordneter

Siebert, Johann
1946 - 1948 Stadtverordneter
Siebert, Martha
1921 - 1924 Stadtverordnete
Sier, Brigitte
2001 - 2006 Stadtverordnete
Spangenberg, Hermann
1958 - 1964 Stadtverordneter
Spiro, Ilse
1960 - 1968 Stadtverordnete
1972 - 1981 Stadtverordnete
Spitzer, Günther
1972 - 1985 Stadtverordneter
Spörke, Michael
2004 - 2006 Stadtverordneter
Sprafke, Monika
2009 - heute Stadtverordnete
Sprenger, Gerhard
1956 - 1958 Stadtverordneter
Städtler, Walter
1964 - 1977 Stadtverordneter
Ständer, Heinz
1946 - 1948 Stadtverordneter
1951 - 1960 Stadtverordneter
1964 - 1968 Stadtverordneter
Starke Dr., Karl
1964 - 1977 Stadtverordneter
Stein von, Elisabeth
1956 - 1958 Stadtverordnete
Stein, Heinrich
1946 - 1949 Stadtverordneter
Steinigk, Carl
1909 - 1924 Stadtverordneter
1928 - 1933 Stadtverordneter
Steinmetz Dr., Heinrich
1919 - 1923 Stadtverordneter

Meisterfeld, Heinrich
1930 - 1933 Stadtverordneter
Melzer, Theodor
1930 - 1933 Stadtverordneter
1946 Überparteilicher Ausschuss
Merz, Manfred
2005 - heute Stadtverordneter
Meschke, Ernst
1956 - 1962 Stadtverordneter
Meth, Jean
1946 - 1948 Stadtverordneter
1949 - 1952 Stadtverordneter
Metz, Walter
1968 - 1989 Stadtverordneter
Meyer, Xaver
1930 - 1933 Stadtverordneter
Möller, Carl
1919 - 1924 Stadtverordneter
Momberg, Hans
1972 - 1981 Stadtverordneter
Morlock, Hermann
1968 - 1981 Stadtverordneter
Moser, Reinhard
1977 - 1993 Stadtverordneter
Mottl, Felix
1972 - 1985 Stadtverordneter
Müller, Petra
1989 - 1993 Stadtverordnete
Neurath, Georg
1930 - 1933 Stadtverordneter
Nieft, Manfred
1964 - 1979 Stadtverordneter
Nierisch, Max
1929 - 1933 Stadtverordneter
Nitsche, Hans
1926 - 1930 Stadtverordneter
Nörthemann, Margarete
1946 - 1948 Stadtverordnete
Nowack, Albert
1979 - 1989 Stadtverordneter
Otto Dr., Heinrich
1946 - 1960 Stadtverordneter
Penßler-Beyer, Anja
2006 Stadtverordnete
Peter, Hans
1946 - 1948 Stadtverordneter
Peter, Horst
1968 - 1981 Stadtverordneter
Peters, Paul
1930 - 1933 Stadtverordneter
Pfaffenbach, Ursula

1977 - 1984 Stadtverordnete
Pfeiffer, Dieter
1997 - 2001 Stadtverordneter
Pfetzing, Paul
1924 - 1925 Stadtverordneter
Pierson-Coordes (Franzkowiak), Gertrud
1972 - 1979 Stadtverordnete
Pliagas, Christos
1997 - 2006 Stadtverordneter
Poppenhäger, Fritz
1960 - 1997 Stadtverordneter
Poppenhäger, Oskar
1953 - 1956 Stadtverordneter
Preißel, Wilhelm
1906 - 1917 Stadtverordneter
1919 - 1923 Stadtverordneter
Quer, Karl
1924 - 1933 Stadtverordneter
Ramdohr, Lars
2006 - heute Stadtverordneter
Reier, Karl
1952 - 1956 Stadtverordneter
Reimann, Heidi
1993 - heute Stadtverordnete
Reiß, Reinhard
1981 - 1989 Stadtverordneter
Reuse, Ernst
1946 - 1948 Stadtverordneter
Richard, Fritz
1946 - 1948 Stadtverordneter
Richter, geb. Schmitz, Käthe
1948 - 1960 Stadtverordnete
Rieger, Otto
1919 - 1924 Stadtverordneter
Rinninsland, Justus
1929 - 1933 Stadtverordneter
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1952 Stadtverordneter
Rommeis, Martin
1956 - 1962 Stadtverordneter
Rompf, Adolf
1927 - 1928 Stadtverordneter
Röse, Helmut
1964 - 1979 Stadtverordneter
Röthig, Hermann
1908 - 1914 Stadtverordneter
Rübsam, Martin
1946 - 1948 Stadtverordneter
Ruchhöft, Mattias
1997 - 2004 Stadtverordneter
Rüden von, Werner
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Stephan, Otto
1946 - 1948 Stadtverordneter
Stock, Wilfried
2000 - 2001 Stadtverordneter
Stöhr, Monika
1989 - 1993 Stadtverordnete
Stroh, Peter
1967 - 1969 Stadtverordneter
Tejessy, Fritz
1924 - 1927 Stadtverordneter
Theiß Dr., Fritz
1919 - 1928 Stadtverordneter
Thöne, Georg
1908 - 1914 Stadtverordneter
1916 - 1919 Stadtverordneter
Traudt, Valentin
1919 - 1924 Stadtverordneter
Triebstein, Heinrich
1975 - 1977 Stadtverordneter
1979 - 1989 Stadtverordneter
Voepel, Otto
1919 - 1923 Stadtverordneter
Völler, Harry
1992 - 1993 Stadtverordneter
1997 - heute Stadtverordneter
Vollmer, Lisa
1979 - 1987 Stadtverordnete
Waldeck, Heinrich
1946 - 1948 Stadtverordneter
Warnke, Willi
1946 - 1972 Stadtverordneter
Weber, Heinrich
1919 - 1929 Stadtverordneter
Weber, Karl
1968 - 1972 Stadtverordneter
Weis, Sepp
1948 - 1950 Stadtverordneter
Weis, Wilhelm
1906 - 1908 Stadtverordneter
Weißhaar, Heinrich
1956 - 1967 Stadtverordneter
Werder, Siegfried
1952 - 1954 Stadtverordneter
Werner, Martina
1989 - 1992 Stadtverordnete
Wetzel Dr., Günther
1954 - 1956 Stadtverordneter
Wiebach, Emil
1919 - 1924 Stadtverordneter
1928 - 1931 Stadtverordneter

Wied, Helga
1985 - 1989 Stadtverordnete
Wiegand, Werner
1972 - 1981 Stadtverordneter
Wiegand, Wilhelm
1958 - 1968 Stadtverordneter
Wiggers, Siegfried
1992 - 1993 Stadtverordneter
Winter, Günther
1968 - 1972 Stadtverordneter
Winter, Wilhelm
1918 - 1919 Arbeiter- und Soldatenrat
Witte, Heinz
1964 - 1968 Stadtverordneter
1971 - 1972 Stadtverordneter
Wittich, Heinrich
1908 - 1910 Stadtverordneter
Wittrock, Christian
1918 - 1919 Arbeiter- und Soldatenrat
1919 - 1921 Stadtverordneter
1929 - 1933 Stadtverordneter
1945 - 1946 Überparteilicher Ausschuss
1946 - 1956 Stadtverordneter
Wolff, Max
1946 - 1948 Stadtverordneter
1949 - 1964 Stadtverordneter
Wündisch, Amalie
1919 - 1929 Stadtverordnete
Wündisch, Ellen
1985 - 1993 Stadtverordnete
Wündisch, Georg
1952 - 1961 Stadtverordneter
Wunschinski, Joachim
1973 - 1981 Stadtverordneter
Wurbs (Gieseler), Helga
1977 - 1982 Stadtverordnete
Zeidler, Volker
1997 - heute Stadtverordneter
Zilch, Christoph
1919 - 1921 Stadtverordneter
Zimmer, Werner
1997 - 2001 Stadtverordneter
Zinke, Anna
1929 - 1933
1946 - 1952 Stadtverordnete
Zinn (Dr.h.c.), Georg August
1929 - 1933 Stadtverordneter
Zuschlag, Hermann
1964 - 1981 Stadtverordneter
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Treffen der Fraktion mit ehemaligen Fraktionsmitgliedern und Magistratsmitgliedern 2008

Ehemaligentreffen in der “Neuen Mühle” nach dem Besuch des Müllheizkraftswerks
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Staffelteam der SPD-Fraktion beim E.ON Mitte Kassel Marathon 2008: v.l.n.r. Volker Zeidler,
Harry Völler, Uwe Frankenberger und Sylvia Hartig

V.l.n.r.: stellvertr. Vorsitzender Christian Geselle, Fraktionsvorsitzender Uwe Frankenberger,
Bertram Hilgen, stellvertr. Fraktionsvorsitzende Anke Bergmann

SPD-Fraktionsvorsitzender Fritz Horn bei der Aufstellung eines Schildes zur Atomwaffen-
freien Zone Kassel 1982
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Wir sind für Sie da!

Unser Büro im Kasseler Rathaus:
Gerne nehmen wir Ihre Anregungen und Kritik entgegen. Natürlich interessiert uns auch
Ihre Meinung und gerne beantworten wir Ihre Fragen.

SPD-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel
Telefon (0561) 787-1284
Fax (0561) 787-2209
E-Mail buero@spd-fraktion-kassel.de
www.spd-fraktion-kassel.de
Die aktuellen Informationen aus der SPD-Fraktion finden Sie im Internet. Unter www.spd-
fraktion-kassel.de gibt es Pressemitteilungen der SPD-Fraktion, noch bevor sie in den Zei-
tungsredaktionen sind. Aktueller geht es nicht! Außerdem stehen dort eine Menge
weiterer Informationen über die Fraktion und die einzelnen SPD-Stadtverordneten.

Die Mitarbeiterinnen Mitarbeiter des Fraktionsbüros 2009: v.l.n.r Astrid Zierenberg, Franziska 
Schmieding, Heidrun Kirchner und Geschäftsführer Enrico Schäfer
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